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Aufgrund des § 13 des Gesetzes über
die Zulassung zum Hochschulstudium in
Hessen (Hessisches Hochschulzulassungs-
gesetz) vom 30. Oktober 2019 (GVBl. 
S. 290), auch in Verbindung mit Art. 12 und
18 Abs. 2 und 3 des zwischen dem 21. März
2019 und dem 4. April 2019 unterzeichneten
Staatsvertrags über die Hochschulzulassung
(Staatsvertrag) (GVBl. S. 290, 298) verord-
net die Ministerin für Wissenschaft und
Kunst:
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ERSTER TEIL

Allgemeine Vorschriften

§ 1

Anwendungsbereich

(1) Diese Verordnung regelt die Vergabe
von Studienplätzen in den Studiengängen
mit festgesetzter Zulassungszahl an den
staatlichen Hochschulen sowie das Anmel-
deverfahren für zulassungsfreie Studiengän-
ge.

(2) Wer nach Art. 5 Abs. 2 des Staatsver-
trags Deutschen gleichgestellt ist, wird nach
den für Deutsche geltenden Bestimmungen
am Vergabeverfahren beteiligt. Deutschen
gleichgestellt sind:

1. Staatsangehörige eines anderen Mit-
gliedstaates der Europäischen Union
oder eines anderen Vertragsstaates des
Abkommens über den Europäischen
Wirtschaftsraum,

2. in der Bundesrepublik Deutschland
wohnende Kinder von Staatsangehöri-
gen eines anderen Mitgliedstaates der
Europäischen Union oder von Vertrags-
staaten des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum, sofern diese
Staatsangehörigen in der Bundesrepu-
blik Deutschland beschäftigt sind oder
beschäftigt gewesen sind,

3. in der Bundesrepublik Deutschland
wohnende andere Familienangehörige
im Sinne des Art. 2 Nr. 2 der Richtlinie
2004/38/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 29. April
2004 über das Recht der Unionsbürger
und ihrer Familienangehörigen, sich im
Hoheitsgebiet der Mitgliedsstaaten frei
zu bewegen und aufzuhalten, zur Ände-
rung der Verordnung (EWG) Nr. 1612/
68 und zur Aufhebung der Richtlinien
64/221/EWG, 68/360/EWG, 72/194/ EWG,
73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/EWG,
90/364/EWG, 90/365/EWG und 93/96/
EWG (ABl. EG Nr. L 158 S. 77, Nr. L
229 S. 35) von Staatsangehörigen eines
anderen Mitgliedstaates der Europäi-
schen Union oder von Vertragsstaaten
des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum, sofern diese
Staatsangehörigen in der Bundesrepu-
blik Deutschland beschäftigt sind, sowie

4. sonstige ausländische Staatsangehörige
oder Staatenlose, die eine in der Bun-
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desrepublik Deutschland oder an einer
deutschen Auslandsschule erworbene
Hochschulzugangsberechtigung, die nicht
ausschließlich nach ausländischem Recht
erworben wurde (deutsche Hochschulzu-
gangsberechtigung), besitzen; gleiches
gilt für ausländische Staatsangehörige
oder Staatenlose, die das Europäische
Abitur besitzen.

(3) Wer die deutsche Staatsangehörigkeit
neben einer ausländischen Staatsangehörig-
keit besitzt, wird nach den für Deutsche gel-
tenden Bestimmungen am Vergabeverfah-
ren beteiligt.

§ 2

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Verordnung bedeutet:

1. „Vergabeverfahren“
die auf einen Zulassungstermin (Som-
mersemester oder Wintersemester) be-
zogene Vergabe von Studienplätzen,

2. „Zentrales Vergabeverfahren“
die Vergabe der Studienplätze für das
erste Fachsemester in den Studiengän-
gen Medizin, Zahnmedizin, Tiermedizin
und Pharmazie nach Abschnitt 3 des
Staatsvertrags,

3. „Örtliches Vergabeverfahren“
die Vergabe der Studienplätze in Studi-
engängen, die nicht in das Zentrale Ver-
gabeverfahren einbezogen sind, soweit
für diese Zulassungszahlen festgesetzt
sind,

4. „Dialogorientiertes Serviceverfahren
(DoSV)“
ein webbasiertes System zum Abgleich
von Zulassungsangeboten im Örtlichen
und Zentralen Vergabeverfahren sowie
im Anmeldeverfahren, das der vollstän-
digen und schnellen Studienplatzverga-
be entsprechend der Nachfrage dient,

5. „Anmeldeverfahren“
die Vergabe der Studienplätze in Studi-
engängen, für die keine Zulassungszah-
len festgesetzt sind, soweit sie im DoSV
koordiniert werden,

6. „Zulassungsantrag“
ein Antrag, mit dem die Zulassung an
einer Hochschule für einen Studiengang
beantragt wird, wobei ein Studiengang
auch aus einer Verbindung mehrerer
Studienfächer bestehen kann,

7. „Zulassungsangebot“
ein Angebot einer Hochschule im DoSV
zur Annahme eines Studienplatzes in ei-
nem bestimmten Studiengang, für den
ein Zulassungsantrag vorliegt,

8. „Zulassung“
der Anspruch, sich in einem bestimmten
Studiengang an einer bestimmten Hoch-
schule im Rahmen der Einschreibevo-
raussetzungen der Hochschule einzu-
schreiben; die Zulassung wird durch
den Zulassungsbescheid verkörpert,

9. „Präferenzenfolge“
die Reihenfolge der Zulassungsanträge
entsprechend der Festlegung durch die
Bewerberin oder den Bewerber.

§ 3

Aufgaben und zuständige Stellen

(1) Die Stiftung für Hochschulzulassung
(Stiftung) vergibt die Studienplätze des ers-
ten Fachsemesters der in das Zentrale Ver-
gabeverfahren einbezogenen Studiengänge
Medizin, Zahnmedizin, Tiermedizin und
Pharmazie nach Art. 5 Abs. 1 Nr. 1 des
Staatsvertrags an Deutsche und Deutschen
Gleichgestellte nach § 1 Abs. 2. Im Übrigen
vergeben die Hochschulen die Studienplät-
ze.

(2) Die Stiftung betreibt das DoSV.

ZWEITER TEIL

Studienplatzvergabe in 
zulassungsbeschränkten grundständigen

Studiengängen

Erster Abschnitt

Dialogorientiertes Serviceverfahren

§ 4

Registrierung bei der 
Stiftung und Kommunikation

(1) Für die Bewerbung um einen Studien-
platz in einem Studiengang, der im DoSV
koordiniert wird, muss sich die Bewerberin
oder der Bewerber über das Webportal der
Stiftung registrieren. Für die Registrierung
hat die Bewerberin oder der Bewerber fol-
gende Daten anzugeben: Nachname, Vor-
name, Geburtsname, Geschlecht, Geburts-
datum, Geburtsort, Staatsangehörigkeit,
Postanschrift, Benutzername, Passwort und
eine für die Dauer des Vergabeverfahrens
gültige E-Mail-Adresse. Die Bewerberin oder
der Bewerber erhält ein Benutzerkonto
(DoSV-Benutzerkonto) sowie Ordnungs-
merkmale, insbesondere eine Identifikati-
onsnummer und eine Authentifizierungs-
nummer, die zur Identifizierung im DoSV ge-
genüber der Stiftung und der Hochschule
anzugeben sind. Für jede Bewerberin und
jeden Bewerber ist im Vergabeverfahren nur
eine Registrierung zulässig. Im Falle mehre-
rer Registrierungen einer Bewerberin oder
eines Bewerbers gilt die zeitlich letzte Regis-
trierung, unter der Zulassungsanträge einge-
gangen sind; nur über diese Zulassungsan-
träge wird entschieden.

(2) Bei der Registrierung wird jeder Be-
werberin und jedem Bewerber für das Ver-
gabeverfahren jeweils eine Losnummer zu-
geteilt, die nach Maßgabe dieser Verord-
nung für den Fall einer Auswahlentschei-
dung bei Rang- oder Punktgleichheit ver-
wendet wird. Im Falle einer Wiederbewer-
bung in einem anderen Vergabeverfahren
wird eine neue Losnummer zugeteilt.

(3) Statusmitteilungen, Zulassungsange-
bote der Hochschulen und der Stiftung sowie
Erklärungen der Bewerberinnen und Bewer-
ber erfolgen ausschließlich über das DoSV-
Benutzerkonto, soweit in dieser Verordnung
nichts anderes geregelt ist. Die Bewerberin-
nen und Bewerber werden von der Stiftung
durch E-Mail benachrichtigt, dass in ihrem
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DoSV-Benutzerkonto Änderungen eingetre-
ten sind. Bewerberinnen und Bewerber, die
glaubhaft machen, dass ihnen die Kommuni-
kation über die Webportale der Hochschule
und der Stiftung nicht möglich ist, werden
durch die Hochschule und die Stiftung unter-
stützt.

(4) Stiftung und Hochschule übermitteln
sich gegenseitig die für das DoSV erforderli-
chen, insbesondere personenbezogenen
Daten der Bewerberinnen und Bewerber um
einen Studienplatz an der Hochschule.

§ 5

Koordinierung im Dialogorientierten
Serviceverfahren

(1) Für die Teilnahme am DoSV können
in einem Vergabeverfahren bundesweit bis
zu zwölf Zulassungsanträge gestellt werden;
§ 6 Abs. 3 und § 20 Abs. 4 bleiben unbe-
rührt. Ein Zulassungsantrag muss elektro-
nisch nach Maßgabe dieser Verordnung bei
der Stiftung oder der Hochschule fristgerecht
eingegangen sein. Die Hochschule übermit-
telt der Stiftung für das Sommersemester bis
zum 20. Januar und für das Wintersemester
bis zum 20. Juli alle über das Webportal der
Hochschule fristgerecht elektronisch einge-
gangenen Zulassungsanträge. Überzählige
Zulassungsanträge werden im DoSV-Benut-
zerkonto als „inaktiv“ gekennzeichnet. Für im
DoSV-Benutzerkonto als „inaktiv“ gekenn-
zeichnete Zulassungsanträge können weder
Zulassungsangebote noch Zulassungen er-
gehen. Die Bewerberin oder der Bewerber
kann einen oder mehrere der bisher als „in-
aktiv“ gekennzeichneten Zulassungsanträge
aktivieren, indem sie oder er bisher nicht als
„inaktiv“ gekennzeichnete Zulassungsanträ-
ge in entsprechender Anzahl für das Som-
mersemester bis zum 22. Januar und für das
Wintersemester bis zum 22. Juli zurück-
nimmt (Ausschlussfristen).

(2) Die Bewerberin oder der Bewerber
kann eine Präferenzenfolge der Zulassungs-
anträge festlegen. Legt die Bewerberin oder
der Bewerber keine Präferenzenfolge der
Zulassungsanträge fest, ergibt sich diese
aus der zeitlichen Reihenfolge des elektroni-
schen Eingangs des Zulassungsantrags;
dem zeitlich zuerst elektronisch eingegange-
nen Zulassungsantrag kommt dabei die
höchste Präferenz zu. Die Bewerberin oder
der Bewerber kann die Präferenzenfolge der
Zulassungsanträge ändern.

(3) Die Ranglisten sind, soweit nichts an-
deres in dieser Verordnung geregelt ist, für
das Sommersemester bis zum 15. Februar
und für das Wintersemester bis zum 15. Au-
gust im DoSV freizugeben.

(4) Wer ein Zulassungsangebot annimmt,
erhält eine Zulassung und einen Zulas-
sungsbescheid. Mit der Annahme eines Zu-
lassungsangebots gelten die weiteren ge-
stellten Zulassungsanträge als zurückge-
nommen und die Bewerberin oder der Be-
werber scheidet aus diesen Vergabeverfah-
ren aus. Auf diese Rechtsfolgen ist die Be-
werberin oder der Bewerber von der Stiftung
hinzuweisen. Wieder verfügbare Studien-
plätze werden gemäß den Ranglisten aufrü-

ckenden Bewerberinnen und Bewerbern an-
geboten.

(5) Die Koordinierung der Zulassungsan-
träge erfolgt für das Sommersemester in der
Zeit vom 23. Januar bis zum 21. Februar
und für das Wintersemester in der Zeit vom
23. Juli bis zum 21. August nach folgenden
Regeln:

1. hat die Bewerberin oder der Bewerber
nur einen Zulassungsantrag gestellt und
liegt für diesen ein Zulassungsangebot
vor, erfolgt eine Zulassung und es wird
ein Zulassungsbescheid erteilt,

2. hat die Bewerberin oder der Bewerber
mehrere Zulassungsanträge gestellt
und liegt für jeden Zulassungsantrag ein
Zulassungsangebot vor, erfolgt für das
Zulassungsangebot mit der höchsten
Präferenz die Zulassung; Abs. 4 Satz 2
bis 4 gilt entsprechend,

3. hat die Bewerberin oder der Bewerber
mehrere Zulassungsanträge gestellt
und liegen für mindestens zwei, aber
nicht für alle Zulassungsanträge Zulas-
sungsangebote vor, bleibt das Zulas-
sungsangebot mit der höchsten Präfe-
renz erhalten; für jedes nachrangige Zu-
lassungsangebot gilt der entsprechende
Zulassungsantrag als zurückgenom-
men.

Über ein neues Zulassungsangebot wird die
Bewerberin oder der Bewerber nach § 4
Abs. 3 benachrichtigt. Für das Sommerse-
mester am 22. Februar und für das Winter-
semester am 22. August erfolgt für die Zu-
lassungsmöglichkeit mit der höchsten Präfe-
renz die Zulassung und es wird ein Zulas-
sungsbescheid erteilt; Abs. 4 Satz 2 bis 4 gilt
entsprechend; für alle Zulassungsanträge
höherer Präferenz werden Ablehnungsbe-
scheide erteilt. Erhält eine Bewerberin oder
ein Bewerber keine Zulassung, wird für je-
den Zulassungsantrag ein Ablehnungsbe-
scheid erteilt.

(6) Nach Abschluss der Koordinierungs-
phase für das Sommersemester vom
28. Februar bis 31. März und für das Winter-
semester vom 28. August bis 30. September
rücken Bewerberinnen und Bewerber, die
keine Zulassung erhalten haben, innerhalb
der Ranglisten fortlaufend auf im DoSV noch
verfügbare Studienplätze auf, soweit sie ihre
weitere Teilnahme am Verfahren gegenüber
der Stiftung erklärt haben; § 23 Abs. 3 Satz 5
(hochschuleigene Nachrückverfahren) bleibt
unberührt. Eine Teilzulassung gilt nicht als
Zulassung nach Satz 1 Halbsatz 1. Die Er-
klärung der Teilnahme kann für das Som-
mersemester in der Zeit vom 25. Februar bis
27. Februar und für das Wintersemester in
der Zeit vom 25. August bis 27. August ab-
gegeben werden (Ausschlussfristen). Auf die
Folgen der Nichtteilnahme ist die Bewerbe-
rin oder der Bewerber hinzuweisen. Sind die
Ranglisten erschöpft, werden noch verfüg-
bare Studienplätze auch an Bewerberinnen
und Bewerber, die bisher noch nicht am
DoSV teilgenommen haben, für das Som-
mersemester vom 25. Februar bis 31. März
und für das Wintersemester vom 25. August
bis 30. September durch Los vergeben. § 4
(Registrierung) und Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1
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finden Anwendung. Der Zulassungsantrag
für eine Teilnahme am Verfahren nach 
Satz 5 muss elektronisch über das Webpor-
tal der Stiftung innerhalb des dort genannten
Zeitraums eingegangen sein (Ausschluss-
frist). Satz 5 bis 7 finden keine Anwendung
auf Studiengänge des Zentralen Vergabe-
verfahrens. Besteht eine Zulassungsmög-
lichkeit, erhält die Bewerberin oder der Be-
werber einen Zulassungsbescheid; Ableh-
nungsbescheide werden nicht erteilt. Ist das
Verfahren nach Satz 1 bis 9 in einem Studi-
engang beendet und sind noch Studienplät-
ze verfügbar oder werden wieder verfügbar,
führt die Hochschule ein Losverfahren nach
§ 37 Abs. 2 durch.

(7) Die Bewerberin oder der Bewerber
kann ein Zulassungsangebot oder eine Zu-
lassung wegen eines Dienstes im Sinne des
Art. 8 Abs. 3 des Staatsvertrags zurückstel-
len lassen. Es wird ein Rückstellungsbe-
scheid erteilt. Ein Anspruch auf Einschrei-
bung im laufenden Vergabeverfahren be-
steht nicht; ein Zulassungsbescheid gilt in-
soweit als widerrufen. Durch Rückstellung
wieder verfügbare Studienplätze werden
nach dem jeweiligen Stand der Vergabever-
fahren nach den Abs. 4 bis 6 vergeben.

(8) Fällt das Ende einer Ausschlussfrist
auf einen Sonntag, gesetzlichen Feiertag
oder Samstag, so endet die Frist mit dem
Ablauf des entsprechenden Tags und verlän-
gert sich nicht bis zum Ablauf des nächstfol-
genden Werktags.

Zweiter Abschnitt

Studienplatzvergabe für das
erste Fachsemester

Erster Titel

Studienplatzvergabe im
Zentralen Vergabeverfahren

§ 6

Form und Frist des Zulassungsantrags

(1) Für die Bewerbung im Zentralen Ver-
gabeverfahren ist eine Registrierung nach 
§ 4 Abs. 1 erforderlich. Der Zulassungsan-
trag muss

1. für das Sommersemester bis zum 
15. Januar,

2. für das Wintersemester, wenn die Hoch-
schulzugangsberechtigung vor dem
16. Januar erworben wurde, bis zum 
31. Mai, andernfalls bis zum 15. Juli

bei der Stiftung eingegangen sein (Aus-
schlussfristen). Ist der Zulassungsantrag
fristgerecht gestellt worden, können nach-
träglich eingereichte Unterlagen

1. für das Sommersemester bis zum 
21. Januar,

2. für das Wintersemester, wenn die Hoch-
schulzugangsberechtigung vor dem
16. Januar erworben wurde, bis zum 
15. Juni, andernfalls bis zum 21. Juli

berücksichtigt werden (Ausschlussfristen);
Ergebnisse von Kriterien, die für eine Be-
werbung zu einem Wintersemester erst nach

dem 15. Juni feststehen, können bis zum
21. Juli nachgereicht werden (Ausschluss-
fristen). Bei Bewerbungen für ein Zweitstudi-
um gilt der Zeitpunkt des Abschlusses des
Erststudiums als Zeitpunkt des Erwerbs 
der Hochschulzugangsberechtigung nach
Satz 2. Anträge, die nach dieser Verordnung
zusätzlich zum Zulassungsantrag gestellt
werden können, sind mit dem Zulassungs-
antrag zu stellen, es sei denn, der Antrag
stützt sich bei einer Bewerbung zu einem
Wintersemester im Falle einer Bewerbungs-
frist zum 31. Mai auf einen Sachverhalt, der
vor dem 16. Juli, aber nach Ablauf der Be-
werbungsfrist eingetreten ist.

(2) Der Zulassungsantrag muss elektro-
nisch über das Webportal der Stiftung bis
zum Ablauf der in Abs. 1 Satz 2 (Bewer-
bungsfrist) genannten Fristen eingegangen
sein (Ausschlussfristen); das ausgedruckte
und unterschriebene Antragsformular muss
zusätzlich der Stiftung samt den zum Nach-
weis erforderlichen Unterlagen bis zum Ab-
lauf der in Abs. 1 genannten Fristen zuge-
gangen sein (Ausschlussfristen). Im Übrigen
bestimmt die Stiftung die Form des Zulas-
sungsantrags und der Anträge nach Abs. 1
Satz 5. Sie bestimmt auch die zum Nach-
weis erforderlichen Unterlagen nach Satz 1
und deren Form. Die Stiftung ist nicht ver-
pflichtet, den Sachverhalt von Amts wegen
zu ermitteln. § 4 Abs. 3 Satz 3 und Abs. 4
gilt entsprechend.

(3) Abweichend von § 2 Nr. 6 sind in ei-
nem Zulassungsantrag Bewerbungen an al-
len Studienorten eines Studiengangs mög-
lich; dieser Zulassungsantrag zählt als ein
Zulassungsantrag im Sinne des § 5 Abs. 1.
Für die Teilnahme an den Auswahlverfahren
in den Quoten nach Art. 10 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 (zusätzliche Eignungsquote) und Nr. 3
des Staatsvertrags (Auswahlverfahren der
Hochschulen) können jeweils bis zu sechs
Studienorte gewählt werden. § 40 Abs. 4
Satz 1 bleibt unberührt. § 5 Abs. 2 gilt ent-
sprechend. Ein Zulassungsantrag kann nach
Ablauf der Fristen nach Abs. 1 Satz 2 nicht
mehr geändert werden.

(4) Im Zulassungsantrag hat die Bewer-
berin oder der Bewerber anzugeben, ob sie
oder er

1. für den gewählten Studiengang im Zeit-
punkt der Antragstellung an einer deut-
schen Hochschule als Studentin oder
Student eingeschrieben ist,

2. bereits an einer deutschen Hochschule
ein Studium abgeschlossen hat oder als
Studentin oder Student eingeschrieben
war, gegebenenfalls für welche Zeit.

(5) Die Bewerberinnen und Bewerber
sind verpflichtet, den nach Abs. 3 Satz 2 ge-
wählten Hochschulen die für das jeweilige
Auswahlverfahren benötigten Unterlagen
vorzulegen. Die Unterlagen müssen

1. für das Sommersemester bis zum 
21. Januar,

2. für das Wintersemester bis zum 21. Juli

bei der jeweiligen Hochschule eingegangen
sein (Ausschlussfristen); § 40 Abs. 4 Satz 2
und 3 bleibt unberührt. Nach Fristablauf ein-
gegangene Unterlagen werden nicht berück-
sichtigt. Das Nähere regeln die Hochschulen
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durch Satzung. Die Hochschulen sind nicht
verpflichtet, den Sachverhalt von Amts we-
gen zu ermitteln.

(6) Fällt das Ende einer Ausschlussfrist
auf einen Sonntag, gesetzlichen Feiertag
oder Samstag, so endet die Frist mit dem
Ablauf des entsprechenden Tags und verlän-
gert sich nicht bis zum Ablauf des nächstfol-
genden Werktags.

§ 7

Beteiligung am Zentralen
Vergabeverfahren

(1) Am Vergabeverfahren wird nur betei-
ligt, wer bei der Bewerbung für das Sommer-
semester bis zum 15. Januar, bei der Bewer-
bung für das Wintersemester bis zum
15. Juli die Hochschulzugangsberechtigung
für den gewählten Studiengang erworben
hat. Verfügt die Bewerberin oder der Bewer-
ber über mehrere Hochschulzugangsbe-
rechtigungen, ist anzugeben, auf welche der
jeweilige Zulassungsantrag gestützt wird.
Die Feststellung der Hochschulzugangsbe-
rechtigung von Bewerberinnen und Bewer-
bern mit ausländischen Vorbildungsnachwei-
sen erfolgt, wenn keine bundesweit gültige
Anerkennungsentscheidung der Zeugnis-
anerkennungsstelle eines Landes vorliegt,
für den angestrebten Studiengang durch die
Stiftung auf der Grundlage der Bewertungs-
vorschläge der Zentralstelle für ausländi-
sches Bildungswesen beim Sekretariat der
Ständigen Konferenz der Kultusminister der
Länder in der Bundesrepublik Deutschland.

(2) Wer bei der Bewerbung für das Som-
mersemester bis zum 15. Januar, bei der
Bewerbung für das Wintersemester bis zum
15. Juli das 55. Lebensjahr vollendet hat,
wird am Vergabeverfahren nur beteiligt,
wenn für das beabsichtigte Studium unter
Berücksichtigung der persönlichen Situation
der Bewerberin oder des Bewerbers schwer-
wiegende wissenschaftliche oder berufliche
Gründe sprechen.

(3) Vom Vergabeverfahren ist ausge-
schlossen,

1. wer die Bewerbungsfristen nach § 6
Abs. 1 versäumt,

2. wer nicht fristgerecht die Zugangsvo-
raussetzungen für den gewählten Studi-
engang nachweist,

3. wer den Antrag nicht innerhalb der Frist
nach § 6 Abs. 2 in Verbindung mit § 6
Abs. 1 formgerecht gestellt hat,

4. wer für den gewählten Studiengang im
Zeitpunkt der Antragstellung an einer
deutschen Hochschule als Studentin
oder Student eingeschrieben ist; dies
gilt nicht im Fall der Einschreibung für
einen Teilstudienplatz (§ 18),

5. wer die Erklärung nach § 6 Abs. 4 nicht
fristgerecht abgegeben hat.

§ 8

Quoten

(1) Von den festgesetzten Zulassungs-
zahlen sind je Studienort Studienplätze vor-
zubehalten:

1. für Fälle außergewöhnlicher Härte 2
Prozent,

2. für die Zulassung im Sanitätsoffiziers-
dienst der Bundeswehr (besonderer öf-
fentlicher Bedarf)

a) 2,2 Prozent im Studiengang Medizin,

b) 0,5 Prozent im Studiengang Pharma-
zie,

c) 0,1 Prozent im Studiengang Tierme-
dizin,

d) 1,4 Prozent im Studiengang Zahn-
medizin,

3. für die Zulassung von ausländischen
Staatsangehörigen oder Staatenlosen,
die nicht nach § 1 Abs. 2 Satz 2 Deut-
schen gleichgestellt sind, 5 Prozent,

4. für die Zulassung für ein Zweitstudium 3
Prozent.

Für die Quoten nach Satz 1 Nr. 2 gelten zu-
sammen für ein Wintersemester und das da-
rauffolgende Sommersemester bundesweit
folgende Obergrenzen:

1. im Studiengang Medizin: 220 Studien-
plätze,

2. im Studiengang Pharmazie: 12 Studien-
plätze,

3. im Studiengang Tiermedizin: 2 Studien-
plätze,

4. im Studiengang Zahnmedizin: 30 Studi-
enplätze.

Für jede Quote nach Satz 1 muss mindes-
tens ein Studienplatz zur Verfügung gestellt
werden.

(2) Nach Abs. 1 verfügbar gebliebene
Studienplätze werden nach Art. 10 Abs. 1
des Staatsvertrags in Verbindung mit § 10
des Hessischen Hochschulzulassungsgeset-
zes vergeben. In einer der Quoten nach 
Art. 10 Abs. 1 des Staatsvertrags verfügbar
gebliebene Studienplätze werden anteilig
nach dem Divisorverfahren mit Standardrun-
dungen nach Sainte-Laguë (Sainte-Laguë-
Verfahren) in den übrigen Quoten nach 
Art. 10 Abs. 1 des Staatsvertrags vergeben.

§ 9

Ablauf des Zentralen Vergabeverfahrens

(1) Wer in mehreren Quoten zu berück-
sichtigen ist, wird auf allen entsprechenden
Ranglisten geführt; Art. 9 Abs. 6 des Staats-
vertrags bleibt unberührt. Die Zulassungsan-
gebote werden zunächst in folgender Rei-
henfolge erteilt:

1. Auswahl nach § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
(besonderer öffentlicher Bedarf),

2. Auswahl nach § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4
(Zweitstudium),

3. Auswahl nach dem Ergebnis der Hoch-
schulzugangsberechtigung nach Art. 10
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Staatsvertrags
(Abiturbestenquote),

4. Auswahl nach Art. 10 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 des Staatsvertrags in Verbindung
mit § 10 Abs. 2 des Hessischen Hoch-
schulzulassungsgesetzes (zusätzliche
Eignungsquote),
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5. Auswahl nach Art. 10 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 3 des Staatsvertrags in Verbindung
mit § 10 Abs. 3 des Hessischen Hoch-
schulzulassungsgesetzes (Auswahlver-
fahren der Hochschulen),

6. Auswahl nach § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
(außergewöhnliche Härte).

Bildet die Hochschule Unterquoten nach 
§ 10 Abs. 4 des Hessischen Hochschulzu-
lassungsgesetzes, legt sie die Reihenfolge,
nach der die Ranglisten der einzelnen Un-
terquoten innerhalb von Satz 2 Nr. 5 berück-
sichtigt werden, durch Satzung fest. § 17
(Vorwegzulassung) bleibt unberührt. Für die
weitere Abarbeitung der Ranglisten gelten
die Koordinierungsregeln nach § 5 Abs. 4
bis 6. Zwischen der erstmaligen Erteilung
von Zulassungsangeboten in der Quote
nach Satz 2 Nr. 3 und der Quote nach 
Satz 2 Nr. 4 sollen mindestens 14 Tage lie-
gen. Die Zulassungsangebote in der Quote
nach Satz 2 Nr. 6 werden für das Sommer-
semester ab dem 20. Februar und für das
Wintersemester ab dem 20. August erteilt.
Die Plätze in der Quote nach § 8 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 3 vergibt die Hochschule nach
Maßgabe des § 32 für das Sommersemester
bis zum 20. März und für das Wintersemes-
ter bis zum 20. September.

(2) Die Hochschule kann bei der Durch-
führung ihrer Auswahlverfahren nach § 10
Abs. 2 und 3 des Hessischen Hochschulzu-
lassungsgesetzes durch Überbuchung der
Zulassungszahlen berücksichtigen, dass
Studienplätze voraussichtlich nicht besetzt
werden.

(3) Die Hochschule teilt der Stiftung wäh-
rend des Vergabeverfahrens regelmäßig die
Einschreibergebnisse mit.

§ 10

Auswahl nach Härtegesichtspunkten

Die Studienplätze der Härtequote nach 
§ 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 werden auf Antrag an
Bewerberinnen und Bewerber vergeben, für
die es eine außergewöhnliche Härte bedeu-
ten würde, wenn sie für den genannten Stu-
diengang keine Zulassung erhielten. Eine
außergewöhnliche Härte liegt vor, wenn in
der eigenen Person liegende besondere so-
ziale oder familiäre Gründe die sofortige Auf-
nahme des Studiums zwingend erfordern.
Die Rangfolge wird durch den Grad der au-
ßergewöhnlichen Härte bestimmt.

§ 11

Besonderer öffentlicher Bedarf

(1) Das Bundesministerium der Verteidi-
gung teilt der Stiftung für das Sommerse-
mester bis zum 15. Januar, für das Winter-
semester bis zum 15. Juli (Ausschlussfris-
ten) mit, wen es für die Studienplätze je Stu-
diengang und Hochschule benennt, die dem
Sanitätsoffiziersdienst der Bundeswehr nach
§ 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 vorbehalten sind.

(2) Das Erfordernis der Registrierung
nach § 4 bleibt bei der Bewerbung um einen
Studienplatz in der Quote nach Abs. 1 unbe-
rührt; die Benennung nach Abs. 1 gilt als Zu-
lassungsantrag nach § 6 Abs. 3. Mit der Er-

teilung eines Zulassungsangebots in der
Quote für den öffentlichen Bedarf gelten die
weiteren Bewerbungen nach § 6 Abs. 3 
Satz 1 für diesen Studiengang als zurückge-
nommen. Abweichend von § 5 Abs. 2 Satz 1
und 2 erhält der Zulassungsantrag mit Ertei-
lung des Zulassungsangebots die höchste
Präferenz.

§ 12

Auswahl für ein Zweitstudium

(1) Bewerberin oder Bewerber für ein
Zweitstudium ist, wer bereits ein Studium in
einem anderen Studiengang an einer deut-
schen Hochschule abgeschlossen hat.

(2) Die Rangfolge wird durch eine Mess-
zahl bestimmt, die aus dem Ergebnis der
Abschlussprüfung des Erststudiums und
dem Grad der Bedeutung der Gründe für
das Zweitstudium ermittelt wird. Die Einzel-
heiten zur Ermittlung der Messzahl ergeben
sich aus der Anlage 1.

(3) Soweit ein Zweitstudium aus wissen-
schaftlichen Gründen angestrebt wird, er-
folgt die Auswahl auf der Grundlage der
Feststellungen der für den jeweiligen Studi-
engang im Zulassungsantrag bei der erst-
maligen Antragstellung im Vergabeverfahren
in erster Präferenz genannten Hochschule,
die den Studiengang anbietet; eine nach-
trägliche Änderung der Präferenzen oder
Rücknahme von Anträgen ist unbeachtlich.

§ 13

Ergänzende Bestimmungen zur Auswahl
in der Quote nach Art. 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1

des Staatsvertrags (Abiturbestenquote)

(1) An der Vergabe der Studienplätze in
der Abiturbestenquote an einer Hochschule
wird nur beteiligt, wer die Hochschule für
diesen Studiengang im Zulassungsantrag
genannt hat. Die Rangliste je Hochschule in
der Abiturbestenquote bestimmt sich nach
folgenden Maßgaben:

1. Die Hochschulzugangsberechtigungen
aller Bewerberinnen und Bewerber je-
des Landes für die in das Zentrale Ver-
gabeverfahren einbezogenen Studien-
gänge werden zunächst in Landeslisten
nach der nach den Anlagen 2 und 3 er-
mittelten Punktzahl der Hochschulzu-
gangsberechtigung gereiht; bei Punkt-
gleichheit entscheidet zunächst die Zu-
gehörigkeit zum Personenkreis nach
Art. 8 Abs. 3 Satz 1 des Staatsvertrags
und danach das nach § 4 Abs. 2 zuge-
teilte Los,

2. die Landeslisten nach Nr. 1 werden da-
nach gemäß den Landesquoten nach
Art. 10 Abs. 1 Satz 4 und 5 des Staats-
vertrags unter Anwendung des Sainte-
Laguë-Verfahrens zu einer bundeswei-
ten Liste zusammengefügt (Positionslis-
te).

Im Falle einer im Inland erworbenen deut-
schen Hochschulzugangsberechtigung be-
stimmt der Ort des Erwerbs die Zurechnung
zu der jeweiligen Landesliste nach Satz 2
Nr. 1; bei Hochschulzugangsberechtigungen
aufgrund beruflicher Qualifikation gilt der Ort
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des Erwerbs der beruflichen Qualifikation als
Ort nach Halbsatz 1. Wessen Hochschulzu-
gangsberechtigung keiner Landesliste nach
Satz 2 Nr. 1 zugerechnet werden kann, wird
unter Anwendung des Sainte-Laguë-Verfah-
rens entsprechend den Bevölkerungsantei-
len nach Art. 10 Abs. 1 Satz 4 des Staatsver-
trags durch das nach § 4 Abs. 2 zugeteilte
Los einer Landesliste zugeordnet.

(2) Bei der Berechnung des Bewerberan-
teils eines Landes nach Art. 10 Abs. 1 Satz 4
und 5 des Staatsvertrags wird nur berück-
sichtigt, wer

1. für diesen Studiengang zu dem Perso-
nenkreis gehört, der an der Auswahl in
den Quoten nach Art. 10 Abs. 1 des
Staatsvertrags zu beteiligen ist, und

2. eine nach den Beschlüssen der Kultus-
ministerkonferenz bei der Berechnung
des Bewerberanteils eines Landes zu
berücksichtigende Hochschulzugangs-
berechtigung in dem betreffenden Land
erworben hat.

Für die Berechnung des Bevölkerungsan-
teils nach Art. 10 Abs. 1 Satz 4 des Staats-
vertrags und nach Abs. 1 Satz 4 ist die Fort-
schreibung über die deutsche Wohnbevölke-
rung maßgeblich, die zuletzt vor dem Bewer-
bungsschluss des jeweiligen Vergabeverfah-
rens vom Statistischen Bundesamt veröffent-
licht wurde.

(3) Wer weder Durchschnittsnote noch
Punktzahl nachweist, wird mit der Punktzahl,
die mindestens für das Bestehen der Hoch-
schulzugangsberechtigung erforderlich ist,
beteiligt.

(4) Der Nachteilsausgleich nach Art. 8
Abs. 2 des Staatsvertrags wird nur auf An-
trag gewährt; § 6 Abs. 1 Satz 5 und Abs. 2
findet Anwendung.

§ 14

Ergänzende Bestimmungen zur Auswahl in
der Quote nach Art. 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
des Staatsvertrags in Verbindung mit § 10
Abs. 2 des Hessischen Hochschulzulas-

sungsgesetzes (zusätzliche Eignungsquote)

(1) An der Vergabe der Studienplätze in
der zusätzlichen Eignungsquote an einer
Hochschule wird nur beteiligt, wer die Hoch-
schule für diesen Studiengang im Zulas-
sungsantrag genannt hat.

(2) Führt die Hochschule fachspezifische
Studieneignungstests nach § 5 Abs. 2 Satz 1
Nr. 3 des Hessischen Hochschulzulassungs-
gesetzes oder Gespräche oder andere
mündliche Verfahren nach § 5 Abs. 2 Satz 1
Nr. 4 des Hessischen Hochschulzulassungs-
gesetzes vor Ablauf der Bewerbungsfristen
nach § 6 Abs. 1 durch, muss gewährleistet
sein, dass Personen, die bis zum Ablauf der
Bewerbungsfrist nach § 6 Abs. 1 die Hoch-
schulzugangsberechtigung erhalten können,
die Möglichkeit haben, teilzunehmen. In die-
sem Fall kann die Hochschule für die Teil-
nahme am Studieneignungstest, Gespräch
oder an einem anderen mündlichen Verfah-
ren durch Satzung eine von § 6 Abs. 1 ab-
weichende Frist festlegen und bestimmen,
dass von der Teilnahme ausgeschlossen ist,
wer diese Frist versäumt.

§ 15

Ergänzende Bestimmungen zur Auswahl in
der Quote nach Art. 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3
des Staatsvertrags in Verbindung mit § 10

Abs. 3 des Hessischen 
Hochschulzulassungsgesetzes 

(Auswahlverfahren der Hochschulen)

(1) An der Vergabe der Studienplätze im
Auswahlverfahren der Hochschulen an einer
Hochschule wird nur beteiligt, wer die Hoch-
schule für diesen Studiengang im Zulas-
sungsantrag genannt hat.

(2) Der Prozentrang nach Art. 10 Abs. 1
Satz 3 des Staatsvertrags in Verbindung mit
§ 10 Abs. 3 des Hessischen Hochschulzu-
lassungsgesetzes bestimmt sich nach der
Anlage 4. Die zur Bestimmung des Prozent-
rangs erforderliche Punktzahl der Hoch-
schulzugangsberechtigung wird nach den
Anlagen 2 und 3 ermittelt.

(3) § 13 Abs. 3 und 4 sowie § 14 Abs. 2
finden Anwendung.

§ 16

Ergänzende Bestimmungen zur 
Berücksichtigung eines Dienstes 

und des Loses bei Ranggleichheit

(1) Ein Dienst nach Art. 8 Abs. 3 Satz 1
Nr. 1 bis 5 des Staatsvertrags wird bei Rang -
gleichheit nur berücksichtigt, wenn durch ei-
ne Bescheinigung glaubhaft gemacht wird,
dass der Dienst in vollem Umfang abgeleis-
tet ist oder bei einer Bewerbung für das
Sommersemester bis zum 31. März und bei
einer Bewerbung für das Wintersemester bis
zum 30. September im Umfang der gesetz-
lich vorgeschriebenen Mindestdauer abge-
leistet sein wird. Gleiches gilt, wenn glaub-
haft gemacht wird, dass bis zu den genann-
ten Zeitpunkten mindestens sechs Monate
Dienst nach Artikel 8 Abs. 3 Satz 1 Nr. 6 des
Staatsvertrags ausgeübt sein werden.

(2) Das Los bei Ranggleichheit bestimmt
sich nach § 4 Abs. 2. Eine niedrigere Los-
nummer geht der höheren Losnummer vor.

(3) Bei Punktgleichheit nach Art. 10 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Staatsvertrags in
Verbindung mit § 13 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 gel-
ten die Abs. 1 und 2 entsprechend.

§ 17

Auswahl nach einem Dienst aufgrund 
früheren Zulassungsanspruchs 

(Vorwegzulassung)

(1) Bewerberinnen und Bewerber, die ei-
nen Dienst nach Art. 8 Abs. 3 des Staatsver-
trags abgeleistet haben, erhalten aufgrund
eines früheren Zulassungsanspruchs ein Zu-
lassungsangebot, wenn

1. sie zu Beginn oder während eines
Dienstes für diesen Studiengang an die-
sem Studienort zugelassen worden
sind,

2. sie ein Zulassungsangebot erhalten ha-
ben, für das ein Rückstellungsbescheid
beantragt und erteilt wurde, oder

3. zu Beginn oder während eines Dienstes
für diesen Studiengang nicht an allen
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Hochschulen Zulassungszahlen festge-
setzt waren.

Bewerberinnen und Bewerber, die die Vo-
raussetzungen nach Satz 1 erfüllen, erhal-
ten vor der Auswahl der Bewerberinnen und
Bewerber in den Quoten nach Art. 9 Abs. 1
und Art. 10 Abs. 1 Satz 1 des Staatsvertrags
das Zulassungsangebot oder die Zulassung
(Vorwegzulassung). Die Vorwegzulassung
muss spätestens zum zweiten Vergabever-
fahren beantragt werden, das nach Beendi-
gung des Dienstes durchgeführt wird. Ist der
Dienst noch nicht beendet, ist durch Be-
scheinigung glaubhaft zu machen, dass der
Dienst bei einer Bewerbung für das Som-
mersemester bis zum 31. März oder bei ei-
ner Bewerbung für das Wintersemester bis
zum 30. September beendet sein wird.

(2) Das Los nach Art. 8 Abs. 3 Satz 3 des
Staatsvertrags bestimmt sich nach § 4
Abs. 2. Eine niedrigere Losnummer geht der
höheren Losnummer vor.

(3) Beruht ein Zulassungsanspruch auf
einer gerichtlichen Entscheidung, die sich
auf ein bereits abgeschlossenes Vergabe-
verfahren bezieht, sind die Abs. 1 und 2 ent-
sprechend anzuwenden.

§ 18

Teilstudienplätze

Studienplätze, bei denen die Zulassung
auf den ersten Teil eines Studiengangs be-
schränkt ist, weil das Weiterstudium an einer
deutschen Hochschule nicht gewährleistet
ist (Teilstudienplätze), werden getrennt von
den übrigen Studienplätzen von der Stiftung
vergeben. Die festgesetzte Zahl an Teilstu-
dienplätzen, vermindert um die Zahl der
nach einem Dienst aufgrund früheren Zulas-
sungsanspruchs Auszuwählenden, wird je-
weils im Anschluss an das Koordinierungs-
verfahren nach § 5 durch das Los an Bewer-
berinnen und Bewerber vergeben, die eine
Zulassung zu einem Teilstudienplatz zusätz-
lich nach § 6 Abs. 1 Satz 5 beantragt haben.
Das Los bestimmt sich nach § 4 Abs. 2. Eine
niedrigere Losnummer geht der höheren
Losnummer vor.

Zweiter Titel

Studienplatzvergabe im 
Örtlichen Vergabeverfahren

§ 19

Inanspruchnahme von Serviceleistungen

Bei der Vergabe von Studienplätzen in
Örtlichen Vergabeverfahren kann die Hoch-
schule gegen Erstattung der entstehenden
Kosten die von der Stiftung angebotenen
Serviceleistungen nach § 8 des Hessischen
Hochschulzulassungsgesetzes in Verbin-
dung mit Art. 4 des Staatsvertrags in An-
spruch nehmen. Die Hochschule soll zur
Vergabe der Studienplätze des ersten Fach-
semesters in zulassungsbeschränkten
grundständigen Studiengängen am DoSV
nach den §§ 4 und 5 teilnehmen. Sie kann
die Stiftung darüber hinaus damit beauftra-
gen, im Namen der Hochschule Zulassungs-
anträge entgegenzunehmen und zu prüfen

sowie Zulassungs-, Rückstellungs-, Ableh-
nungs- und Ausschlussbescheide zu erstel-
len und zu versenden; § 4 Abs. 4 findet ent-
sprechend Anwendung.

§ 20

Frist und Form der Anträge

(1) Nimmt die Hochschule mit dem Studi-
engang am DoSV teil, ist für die Bewerbung
eine Registrierung nach § 4 Abs. 1 erforder-
lich.

(2) Der Zulassungsantrag muss

1. für das Sommersemester bis zum 
15. Januar,

2. für das Wintersemester bis zum 15. Juli

bei der Hochschule eingegangen sein (Aus-
schlussfristen). Anträge, die die Bewerberin
oder der Bewerber nach dieser Verordnung
ergänzend zum Zulassungsantrag stellen
kann, sind mit dem Zulassungsantrag zu
stellen. Solange der Verfahrensablauf dies
noch zulässt, kann die Hochschule nach-
träglich eingereichte Unterlagen berücksich-
tigen, wenn der Zulassungsantrag frist- und
formgerecht gestellt ist und ein Studiengang
gewählt wurde.

(3) Der Zulassungsantrag muss über das
Webportal der Hochschule oder, soweit die
Hochschule mit dem Studiengang am DoSV
teilnimmt und dies zulässt, über das Web-
portal der Stiftung bis zum Ablauf der in 
Abs. 2 Satz 1 genannten Fristen (Aus-
schlussfristen) eingegangen sein; gleiches
gilt für Anträge nach Abs. 2 Satz 2, sofern
die Hochschule dies festlegt. Eine Kopie der
Hochschulzugangsberechtigung muss bei
der Hochschule bis zum Ablauf der in Abs. 2
genannten Fristen eingegangen sein. Im Üb-
rigen bestimmt die Hochschule die Form des
Zulassungsantrags und der Anträge nach
Abs. 2 Satz 2. Sie bestimmt auch die Unter-
lagen, insbesondere Unterlagen, die den An-
trägen nach Abs. 2 beizufügen sind, und de-
ren Form. Die Hochschule kann festlegen,
dass die Unterlagen nach Satz 2 und 4 aus-
schließlich elektronisch eingehen müssen.
Sie ist nicht verpflichtet, den Sachverhalt
von Amts wegen zu ermitteln. § 4 Abs. 3
Satz 3 gilt entsprechend.

(4) Bewerberinnen und Bewerber können
bis zu drei Zulassungsanträge je Hochschu-
le stellen; bei Bewerbungen für Lehramtsstu-
diengänge sind auch die gewünschten Un-
terrichtsfächer anzugeben. Wer sich für ein
Zweitstudium bewirbt, darf nur einen Zulas-
sungsantrag je Hochschule stellen. Werden
mehr Zulassungsanträge gestellt als zuläs-
sig, wird nur über die jeweils letzten in der
Anzahl zulässigen fristgerechten Anträge
entschieden. Bei der Teilnahme von Studien-
gängen am DoSV, die aus mehreren Fä-
chern bestehen, kann die Hochschule durch
Satzung mehr als drei Zulassungsanträge
nach Satz 1 zulassen. Satz 3 gilt entspre-
chend.

(5) Der Zulassungsantrag kann nur auf
eine zum Zeitpunkt der Antragstellung vorlie-
gende Berechtigung für den gewählten Stu-
diengang (Hochschulzugangsberechtigung)
gestützt werden, soweit in Abs. 6 oder den
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§§ 32 und 34 nichts anderes bestimmt ist.
Legt die Bewerberin oder der Bewerber
mehrere Hochschulzugangsberechtigungen
vor, soll die Hochschulzugangsberechtigung
bezeichnet werden, auf die der einzelne Zu-
lassungsantrag gestützt wird. Fehlt eine der-
artige Bezeichnung, wird jedem Zulassungs-
antrag die zuerst erworbene Hochschulzu-
gangsberechtigung zugrunde gelegt.

(6) Ist der Nachweis eines abgeleisteten
Praktikums oder einer fachpraktischen Aus-
bildung Bestandteil der Hochschulzugangs-
berechtigung, ist die Bewerbung auch zuläs-
sig, wenn der Zulassungsantrag und alle für
die Rangplatzbildung bei der Studienplatz-
vergabe erforderlichen Unterlagen bis zu
den in Abs. 2 genannten Terminen der Hoch-
schule vorliegen und die Bewerberin oder
der Bewerber durch eine Bescheinigung der
Praktikums- oder Ausbildungsstelle nach-
weist, dass das Praktikum oder die fach-
praktische Ausbildung bis zum Beginn der
Lehrveranstaltungen des betreffenden Se-
mesters abgeschlossen sein wird.

(7) Die Feststellung der Hochschulzu-
gangsberechtigung von Bewerberinnen und
Bewerbern mit ausländischen Vorbildungs-
nachweisen für den gewählten Studiengang
erfolgt durch die Hochschule auf der Grund-
lage der Bewertungsvorschläge der Zentral-
stelle für ausländisches Bildungswesen
beim Sekretariat der Ständigen Konferenz
der Kultusminister der Länder in der Bun-
desrepublik Deutschland.

(8) Fällt das Ende einer Ausschlussfrist
auf einen Sonntag, gesetzlichen Feiertag
oder Samstag, so endet die Frist mit dem
Ablauf des entsprechenden Tags und verlän-
gert sich nicht bis zum Ablauf des nächstfol-
genden Werktags.

§ 21

Beteiligung am Örtlichen
Vergabeverfahren

(1) Wer in dem gewählten Studiengang
bereits an einer deutschen Hochschule ein-
geschrieben ist, kann seine Zulassung in
diesem Studiengang an einer anderen
Hochschule nach Maßgabe des § 33 für das
nächsthöhere Fachsemester beantragen
(Ortswechsel).

(2) Wer in dem gewählten Studiengang
bereits an einer deutschen Hochschule ein-
geschrieben war oder wer aufgrund von an-
rechenbaren Leistungen eines anderen Stu-
diengangs oder von anderen anrechenbaren
Leistungen eines höheren Fachsemesters
des gewählten Studiengangs eingestuft wer-
den kann, kann seine Zulassung in diesem
Studiengang sowohl für einen Studienplatz
im ersten Fachsemester als auch nach Maß-
gabe des § 33 für das entsprechende höhe-
re Fachsemester beantragen.

(3) Wer bei einer Bewerbung für ein
Sommersemester bis zum 15. Januar, bei ei-
ner Bewerbung für ein Wintersemester bis
zum 15. Juli das 55. Lebensjahr vollendet
hat, wird am Vergabeverfahren nur beteiligt,
wenn für das beabsichtigte Studium unter
Berücksichtigung der persönlichen Situation
schwerwiegende wissenschaftliche oder be-
rufliche Gründe sprechen.

(4) Wer die Fristen nach § 20 Abs. 2 ver-
säumt oder seinen Antrag nicht formgerecht
mit den erforderlichen Unterlagen nach § 20
Abs. 3 gestellt hat, ist vom Vergabeverfah-
ren ausgeschlossen.

§ 22

Quoten

(1) Von den für das erste Fachsemester
festgesetzten Zulassungszahlen in einem
Studiengang, der zu einem ersten berufs-
qualifizierenden Abschluss führt, sind vor-
weg abzuziehen:

1. für die Zulassung von ausländischen
Staatsangehörigen und Staatenlosen,
die nicht nach § 1 Abs. 2 Satz 2 Deut-
schen gleichgestellt sind, 10 Prozent,

2. für Fälle außergewöhnlicher Härte 5
Prozent,

3. für die Auswahl der Bewerberinnen und
Bewerber für ein Zweitstudium 3 Pro-
zent,

4. für die Auswahl von in der beruflichen
Bildung qualifizierten Bewerberinnen
und Bewerbern für Studiengänge, die
mit einer staatlichen Prüfung abschlie-
ßen, 1 Prozent,

5. für Bewerberinnen und Bewerber, die
einem von der Hochschule durch Sat-
zung festgelegten, im öffentlichen Inte-
resse zu berücksichtigenden oder zu
fördernden Personenkreis angehören
und aufgrund begründeter Umstände an
den Studienort gebunden sind (Ortsbin-
dung im öffentlichen Interesse), 1 Pro-
zent.

Die Hochschule kann abweichend von 
Satz 1 Nr. 1 durch Satzung aus studien-
gangsspezifischen Gründen einen geringe-
ren Umfang der Quote festlegen. Dabei darf
ein Umfang von 5 Prozent nicht unterschrit-
ten werden. Für jede Quote nach Satz 1
muss mindestens ein Studienplatz zur Verfü-
gung gestellt werden, wenn in der entspre-
chenden Quote mindestens eine Bewerberin
oder ein Bewerber zu berücksichtigen ist.

(2) Bei der Berechnung der in den einzel-
nen Quoten nach Abs. 1 und nach § 5
Abs. 1 des Hessischen Hochschulzulas-
sungsgesetzes jeweils verfügbaren Studien-
plätze eines Studiengangs ist zu runden; die
Summe der Studienplätze in den Quoten
nach Abs. 1 und nach § 5 Abs. 1 des Hessi-
schen Hochschulzulassungsgesetzes muss
dabei mindestens der festgesetzten Zulas-
sungszahl des Studiengangs entsprechen.

(3) Für Studiengänge, deren Studienan-
gebot in besonderer Weise auf ausländische
Studienbewerberinnen und Studienbewerber
ausgerichtet ist, deren Lehrveranstaltungen
ganz oder zu einem wesentlichen Teil in ei-
ner ausländischen Sprache abgehalten wer-
den und die zu einem im Ausland üblichen
Hochschulgrad führen, kann die Hochschule
durch Satzung von den Abs. 1 und 2 abwei-
chende Bestimmungen treffen. § 13 Abs. 1
Nr. 6 des Hessischen Hochschulzulassungs-
gesetzes bleibt unberührt.
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§ 23

Ablauf des Örtlichen Vergabeverfahrens

(1) Übersteigt die Zahl der Bewerbungen
die für den Studiengang festgesetzte Zulas-
sungszahl, werden die Bewerberinnen und
Bewerber nach den §§ 4 und 5 des Hessi-
schen Hochschulzulassungsgesetzes aus-
gewählt. Die Hochschule kann während des
Vergabeverfahrens durch Überbuchung der
Zulassungszahlen berücksichtigen, dass
Studienplätze voraussichtlich nicht besetzt
werden.

(2) Wer nach den §§ 4 und 5 des Hessi-
schen Hochschulzulassungsgesetzes in
mehreren Quoten zu berücksichtigen ist,
wird auf allen entsprechenden Ranglisten
geführt. § 4 Abs. 2 Satz 1 des Hessischen
Hochschulzulassungsgesetzes bleibt unbe-
rührt. Nimmt die Hochschule mit dem Studi-
engang am DoSV teil, werden die Ranglis-
ten zunächst in folgender Reihenfolge be-
rücksichtigt:

1. Auswahl nach § 22 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3
(Zweitstudium),

2. Auswahl nach § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
des Hessischen Hochschulzulassungs-
gesetzes (Auswahl nach Wartezeit),

3. Auswahl nach § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
des Hessischen Hochschulzulassungs-
gesetzes (Auswahlverfahren der Hoch-
schulen),

4. Auswahl nach § 22 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
(außergewöhnliche Härte),

5. Auswahl nach § 22 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5
(Ortsbindung im öffentlichen Interesse),

6. Auswahl nach § 22 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4
(beruflich Qualifizierte für Studiengänge,
die mit einer staatlichen Prüfung ab-
schließen).

Bildet die Hochschule Unterquoten nach § 5
Abs. 1 Satz 2 des Hessischen Hochschulzu-
lassungsgesetzes, legt sie die Reihenfolge,
nach der die Ranglisten innerhalb der Quote
nach Satz 3 Nr. 5 berücksichtigt werden,
durch Satzung fest. § 31 (Vorwegzulassung)
bleibt unberührt. Nimmt die Hochschule mit
dem Studiengang am DoSV teil, gelten für
die weitere Abarbeitung der Ranglisten die
Koordinierungsregeln nach § 5 Abs. 4 und 5.
Die Hochschule gibt die Ranglisten im DoSV
für das Sommersemester bis spätestens 
15. Februar und für das Wintersemester bis
spätestens 15. August frei. Nimmt die Hoch-
schule mit dem Studiengang nicht am DoSV
teil, erfolgt die Abarbeitung der Ranglisten in
der Reihenfolge nach Satz 3 Nr. 1 bis 6.

(3) Studienplätze, die nach Durchführung
des Vergabeverfahrens nach den Abs. 1 und
2 noch verfügbar sind und für die noch form-
und fristgerechte Zulassungsanträge vorlie-
gen, werden in Nachrückverfahren an bis
dahin nicht zugelassene Bewerberinnen und
Bewerber vergeben. Nimmt die Hochschule
mit dem Studiengang am DoSV teil, findet
das koordinierte Nachrückverfahren nach 
§ 5 Abs. 6 statt. Nimmt die Hochschule nicht
am DoSV teil, führt sie hochschuleigene
Nachrückverfahren durch. In hochschuleige-
nen Nachrückverfahren werden die Ranglis-
ten in der Reihenfolge des Abs. 2 Satz 3 be-
rücksichtigt. Abweichend von Satz 2 kann

die Hochschule hochschuleigene Nachrück-
verfahren nach Satz 3 und 4 vorsehen. Lie-
gen die Voraussetzungen des Satz 1 nach
Beendigung des koordinierten Nachrückver-
fahrens nach § 5 Abs. 6 noch vor, führt die
Hochschule hochschuleigene Nachrückver-
fahren nach Satz 3 und 4 durch. § 37 Abs. 1
(Abschluss des Vergabeverfahrens) bleibt
unberührt.

(4) Ergibt sich nach Ablauf der jeweiligen
Ausschlussfrist nach § 20 Abs. 2 Satz 1,
dass die Zahl der Bewerbungen für einen
Studiengang die Zulassungszahl nach
Abs. 1 nicht erreicht, so ist ein Vergabever-
fahren nach dieser Verordnung insoweit
nicht durchzuführen.

§ 24

Auswahl nach Härtegesichtspunkten

Die Studienplätze der Quote nach § 22
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 (außergewöhnliche Här-
te) werden auf Antrag an Bewerberinnen
und Bewerber vergeben, für die die Nichtzu-
lassung in dem im Zulassungsantrag ge-
nannten Studiengang eine außergewöhnli-
che Härte bedeuten würde. Eine außerge-
wöhnliche Härte liegt vor, wenn besondere
soziale oder familiäre Gründe in der Person
der Bewerberin oder des Bewerbers die so-
fortige Aufnahme des Studiums oder einen
sofortigen Studienortwechsel zwingend er-
fordern. Die Rangfolge der Bewerberinnen
und Bewerber wird von der Hochschule
nach dem Grad der außergewöhnlichen
Härte bestimmt.

§ 25

Auswahl für ein Zweitstudium

(1) Bewerberin oder Bewerber für ein
Zweitstudium ist, wer bereits ein Studium in
einem anderen Studiengang an einer deut-
schen Hochschule abgeschlossen hat.

(2) Die Rangfolge der Bewerberinnen
und Bewerber wird durch eine Messzahl be-
stimmt, die aus dem Ergebnis der Ab-
schlussprüfung des Erststudiums und dem
Grad der Bedeutung der Gründe für das
Zweitstudium ermittelt wird. Die Einzelheiten
zur Ermittlung der Messzahl ergeben sich
aus der Anlage 1.

§ 26

Ergänzende Bestimmungen zur 
Berücksichtigung und Berechnung des 

Ergebnisses der Hochschulzugangsberech-
tigung in den Quoten nach den §§ 4 und 5

des Hessischen
Hochschulzulassungsgesetzes

(1) Das Ergebnis der Hochschulzugangs-
berechtigung wird durch die Durchschnitts-
note bestimmt. Die Einzelheiten zur Ermitt-
lung der Durchschnittsnote ergeben sich aus
Anlage 2. Wer weder Durchschnittsnote
noch Punktzahl nachweist, wird mit der
Durchschnittsnote, die mindestens für das
Bestehen der Hochschulzugangsberechti-
gung erforderlich ist, am Auswahlverfahren
beteiligt.

(2) Abweichend von Abs. 1 Satz 1 kann
die Hochschule anstelle der Durchschnitts-
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note die Punktzahl der Hochschulzugangs-
berechtigung festlegen. Die Einzelheiten zur
Ermittlung der Punktzahl bei Hochschulzu-
gangsberechtigungen, auf denen keine Ge-
samtpunktzahl ausgewiesen ist, ergeben
sich aus der Anlage 3. Wer weder Durch-
schnittsnote noch Punktzahl nachweist, wird
mit der Punktzahl, die mindestens für das
Bestehen der Hochschulzugangsberechti-
gung erforderlich ist, am Auswahlverfahren
beteiligt.

(3) Wer nachweist, aus in der eigenen
Person liegenden, nicht selbst zu vertreten-
den Gründen daran gehindert gewesen zu
sein, eine bessere Durchschnittsnote oder
Punktzahl zu erreichen, wird auf Antrag mit
der besseren Durchschnittsnote oder Punkt-
zahl berücksichtigt.

§ 27

Ergänzende Bestimmungen zur 
Berücksichtigung und Berechnung der 
Wartezeit in der Quote nach § 5 des 

Hessischen Hochschulzulassungsgesetzes

(1) Die Wartezeit wird durch die Zahl der
Halbjahre seit dem Erwerb der Hochschulzu-
gangsberechtigung bestimmt. § 5 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 Halbsatz 2 des Hessischen
Hochschulzulassungsgesetzes bleibt unbe-
rührt. Es zählen nur volle Halbjahre vom
Zeitpunkt des Erwerbs der Hochschulzu-
gangsberechtigung bis zum Beginn des Se-
mesters, für das die Zulassung beantragt
wird. Halbjahre sind die Zeit vom 1. April bis
zum 30. September eines Jahres (Sommer-
semester) und die Zeit vom 1. Oktober bis
zum 31. März des folgenden Jahres (Winter-
semester). Wird der Zeitpunkt des Erwerbs
der Hochschulzugangsberechtigung nicht
nachgewiesen, wird die Anzahl der Halbjah-
re seit dem Erwerb der Hochschulzugangs-
berechtigung nicht berücksichtigt.

(2) Wer nachweist, aus in der eigenen
Person liegenden, nicht selbst zu vertreten-
den Gründen daran gehindert gewesen zu
sein, die Hochschulzugangsberechtigung zu
einem früheren Zeitpunkt zu erwerben, wird
auf Antrag mit dem früheren Zeitpunkt des
Erwerbs der Hochschulzugangsberechti-
gung berücksichtigt.

§ 28

Ergänzende Bestimmungen zur Auswahl in
der Quote nach § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des
Hessischen Hochschulzulassungsgesetzes

(Auswahlverfahren der Hochschulen)

(1) Die Hochschule kann von den Teil-
nehmerinnen und Teilnehmern am Auswahl-
verfahren der Hochschule die Vorlage weite-
rer für die Verfahrensdurchführung notwen-
diger Unterlagen verlangen.

(2) Führt die Hochschule fachspezifische
Studieneignungstests  nach § 5 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 3 des Hessischen Hochschulzu-
lassungsgesetzes oder Gespräche oder an-
dere mündliche Verfahren nach § 5 Abs. 2
Satz 1 Nr. 4 des Hessischen Hochschulzu-
lassungsgesetzes vor Ablauf der Bewer-
bungsfristen nach § 20 Abs. 2 durch, muss
gewährleistet sein, dass Personen, die bis
zum Ablauf der Bewerbungsfrist nach § 20

Abs. 2 die Hochschulzugangsberechtigung
erhalten können, die Möglichkeit haben, teil-
zunehmen. In diesem Fall kann die Hoch-
schule für die Teilnahme am Studieneignungs-
test, Gespräch oder an einem anderen münd-
lichen Verfahren durch Satzung eine von § 20
Abs. 2 abweichende Frist festlegen und be-
stimmen, dass von der Teilnahme ausge-
schlossen ist, wer diese Frist versäumt.

§ 29

Auswahl der Bewerberinnen und 
Bewerber mit besonderer 

Hochschulzugangsberechtigung

(1) Bewerberinnen und Bewerber, die ih-
re Qualifikation für den gewählten Studien-
gang nach § 54 Abs. 3 Satz 2 des Hessi-
schen Hochschulgesetzes vom 14. Dezem-
ber 2009 (GVBl. I S. 666), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 18. Dezember 2017
(GVBl. S. 482), erworben haben (eine der
fachgebundenen Hochschulreife entspre-
chende Qualifikation), werden im Rahmen
der Quoten nach § 5 Abs. 1 Satz 1 des Hes-
sischen Hochschulzulassungsgesetzes aus-
gewählt. Die Durchschnittsnote der Hoch-
schulzugangsberechtigung nach Abs. 1
muss im Rahmen eines sechsstufigen No-
tensystems auf eine Stelle nach dem Kom-
ma bestimmt sein und durch eine besondere
Bescheinigung von einer für die Notenge-
bung oder Zeugniserteilung zuständigen
Stelle derjenigen Einrichtung nachgewiesen
werden, an der die Hochschulzugangsbe-
rechtigung erworben wurde. Im Übrigen gilt
§ 26 Abs. 1 und 2 entsprechend.

(2) Sofern in Studiengängen gesonderte
Zulassungszahlen für Bewerberinnen und Be-
werber festgesetzt sind, die nach § 54 Abs. 4
Satz 3 des Hessischen Hochschulgesetzes
hervorragend wissenschaftlich oder künstle-
risch begabt sind und keine Hochschulzu-
gangsberechtigung besitzen, werden die Stu-
dienplätze an diese Bewerberinnen und Be-
werber durch Losentscheid vergeben, wenn
die Zahl der Bewerbungen die festgesetzte
Zulassungszahl übersteigt. § 30 Abs. 2 findet
Anwendung. Verfügbar gebliebene Studien-
plätze werden der Quote nach § 5 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 des Hessischen Hochschulzulas-
sungsgesetzes hinzugerechnet.

§ 30

Ergänzende Bestimmungen zur 
Berücksichtigung eines Dienstes und 

des Loses bei Ranggleichheit

(1) Ein Dienst nach § 3 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1
bis 5 des Hessischen Hochschulzulassungs-
gesetzes wird bei Ranggleichheit nur berück-
sichtigt, wenn durch eine Bescheinigung
glaubhaft gemacht wird, dass der Dienst in
vollem Umfang abgeleistet ist oder bei einer
Bewerbung für das Sommersemester bis zum
31. März und bei einer Bewerbung für das
Wintersemester bis zum 30. September im
Umfang der gesetzlich vorgeschriebenen Min-
destdauer abgeleistet sein wird. Gleiches gilt,
wenn glaubhaft gemacht wird, dass bis zu
den genannten Zeitpunkten mindestens
sechs Monate Dienst nach § 3 Abs. 3 Satz 1
Nr. 6 des Hessischen Hochschulzulassungs-
gesetzes ausgeübt sein werden.
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(2) Zur Bestimmung der Rangfolge nach
Los bei Ranggleichheit kann die Hochschule
das Los nach § 4 Abs. 2 oder ein anderes
Los oder mehrere andere Lose verwenden.

§ 31

Auswahl nach einem Dienst aufgrund 
früheren Zulassungsanspruchs 

(Vorwegzulassung)

(1) Bewerberinnen und Bewerber, die ei-
nen Dienst nach § 3 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 bis
6 des Hessischen Hochschulzulassungsge-
setzes abgeleistet haben, erhalten aufgrund
eines früheren Zulassungsanspruchs ein Zu-
lassungsangebot, wenn

1. sie zu Beginn oder während eines
Dienstes für diesen Studiengang an der
gewählten Hochschule zugelassen wor-
den sind,

2. sie ein Zulassungsangebot für diesen
Studiengang an der gewählten Hoch-
schule erhalten haben, für das ein
Rückstellungsbescheid beantragt und
erteilt wurde, oder

3. zu Beginn oder während eines Dienstes
für diesen Studiengang an der gewähl-
ten Hochschule keine Zulassungszahl
festgesetzt war.

Bewerberinnen und Bewerber, die die Vor-
aussetzungen nach Satz 1 erfüllen, erhalten
vor der Auswahl der Bewerberinnen und Be-
werber in den Quoten nach den §§ 4 und 5
des Hessischen Hochschulzulassungsgeset-
zes das Zulassungsangebot oder die Zulas-
sung. Die Vorwegzulassung muss spätes-
tens zum zweiten Vergabeverfahren bean-
tragt werden, das nach Beendigung des
Dienstes durchgeführt wird. Ist der Dienst
noch nicht beendet, ist durch Bescheinigung
glaubhaft zu machen, dass der Dienst bei ei-
ner Bewerbung für das Sommersemester bis
zum 31. März oder bei einer Bewerbung für
das Wintersemester bis zum 30. September
beendet sein wird.

(2) Das Los nach § 3 Abs. 3 Satz 3 des
Hessischen Hochschulzulassungsgesetzes
bestimmt sich nach § 30 Abs. 2.

(3) Beruht ein Zulassungsanspruch auf
einer gerichtlichen Entscheidung, die sich
auf ein bereits abgeschlossenes Vergabe-
verfahren bezieht, sind die Abs. 1 und 2 ent-
sprechend anzuwenden. Die Zulassung ist
zurückzunehmen, wenn die gerichtliche Ent-
scheidung aufgehoben oder entsprechend
geändert wird.

Dritter Titel

Zulassung von ausländischen 
Staatsangehörigen und Staatenlosen, die

nicht Deutschen gleichgestellt sind

§ 32

Ergänzende Bestimmungen zur Zulassung
von ausländischen Staatsangehörigen und

Staatenlosen, die nicht Deutschen 
gleichgestellt sind

(1) Ausländische Staatsangehörige oder
Staatenlose, die nicht nach § 1 Abs. 2 Satz 2

Deutschen gleichgestellt sind, werden von
der Hochschule in grundständigen Studien-
gängen für das erste Fachsemester im Zen-
tralen Vergabeverfahren im Rahmen der
Quote nach § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und im
Örtlichen Vergabeverfahren im Rahmen der
Quote nach § 22 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 zuge-
lassen.

(2) Für den Zulassungsantrag und die
Beteiligung am Vergabeverfahren gelten die
§§ 20 und 21 entsprechend. Die Hochschule
kann abweichend von § 20 Abs. 2 Satz 1
früher endende Fristen für die Zulassungs-
anträge festlegen.

(3) Die Hochschule kann Bewerberinnen
und Bewerbern nach Abs. 1, die vor Aufnah-
me ihres Studiums eine Feststellungsprü-
fung oder eine deutsche Sprachprüfung ab-
legen müssen, einen Studienplatz für den
nach Bestehen der jeweiligen Prüfung
nächstmöglichen Zulassungstermin zusa-
gen. Die Zusage erlischt, wenn die betref-
fende Prüfung nicht bestanden ist. Die
Hochschule berücksichtigt bei der Erteilung
von Zusagen, dass angemessene Zulas-
sungszahlen auch für Bewerberinnen und
Bewerber ohne Studienplatzzusage verblei-
ben. Bewerberinnen und Bewerber, denen
die Hochschule nach Satz 1 einen Studien-
platz zugesagt hat, haben Vorrang vor ande-
ren Bewerberinnen und Bewerbern nach
Abs. 1.

(4) Bei Ranggleichheit findet § 30 Abs. 2
Anwendung.

Dritter Abschnitt

Studienplatzvergabe für höhere 
Fachsemester

§ 33

Ergänzende Bestimmungen zur 
Vergabe von Studienplätzen für höhere

Fachsemester

(1) Voraussetzung für die Zulassung zu
einem bestimmten höheren Fachsemester
ist, dass Bewerberinnen und Bewerber die
für das angestrebte Fachsemester erforderli-
chen Studienzeiten nachweisen oder die
hierfür nach der Studien- oder Prüfungsord-
nung erforderlichen Leistungen erbracht ha-
ben oder die bisherigen Studien- und Prü-
fungsleistungen nach Maßgabe des § 18
Abs. 5 des Hessischen Hochschulgesetzes
von der nach Prüfungsordnung zuständigen
Stelle anerkannt worden sind; § 18 Abs. 6
des Hessischen Hochschulgesetzes bleibt
unberührt.

(2) Für den Zulassungsantrag und die Be-
teiligung am Vergabeverfahren gelten die 
§ 20 Abs. 2 bis 8 und § 21 Abs. 1, 2 und 4
entsprechend. Für den Ablauf des Vergabe-
verfahrens gelten § 23 Abs. 1 und 3 Satz 1
und § 23 Abs. 4 entsprechend; im Nachrück-
verfahren werden noch verfügbare Studien-
plätze an bis dahin nicht zugelassene Bewer-
berinnen und Bewerber entsprechend ihrer
Reihenfolge nach § 7 Abs. 2 und 3 des Hessi-
schen Hochschulzulassungsgesetzes verge-
ben.

(3) Die Hochschule ermittelt die Anzahl
der für das jeweilige Fachsemester zur Ver-
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fügung stehenden Studienplätze aus der Dif-
ferenz zwischen der festgesetzten Zulas-
sungszahl und der Zahl der eingeschriebe-
nen Studentinnen und Studenten; sie kann
dabei auch mehrere Semester eines Studi-
enabschnitts zusammenfassen. In einem
Studiengang, in dem für alle Fachsemester
der Regelstudienzeit Zulassungszahlen fest-
gesetzt sind und in dem die Gesamtzahl der
diesen Fachsemestern oder Studienab-
schnitten zuzuordnenden Studierenden nach
Satz 1 die Summe der für diese Fachsemes-
ter festgesetzten Zulassungszahlen erreicht
oder überschreitet, ist eine Vergabe von Stu-
dienplätzen nach § 7 des Hessischen Hoch-
schulzulassungsgesetzes ausgeschlossen.

(4) Unbeschadet des § 7 Abs. 1 des Hes-
sischen Hochschulzulassungsgesetzes kön-
nen eingeschriebene Studierende desselben
Studiengangs in höheren Fachsemestern
die Studienplätze mit Zustimmung der betei-
ligten Hochschulen tauschen. Die Zustim-
mung kann insbesondere von einem glei-
chen Ausbildungsstand abhängig gemacht
werden. Eine Vermittlung von Tauschpartne-
rinnen oder Tauschpartnern durch die Hoch-
schule erfolgt nicht; ein Anspruch auf Studi-
enplatztausch besteht nicht.

(5) Die Zuordnung der Kreise und kreis-
freien Städte nach § 7 Abs. 3 Nr. 3 Buchsta-
be b des Hessischen Hochschulzulassungs-
gesetzes ergibt sich aus der Anlage 8.

(6) Zur Bestimmung der Rangfolge nach
Los bei Ranggleichheit nach § 7 Abs. 4 des
Hessischen Hochschulzulassungsgesetzes
kann die Hochschule ein oder mehrere Lose
verwenden.

DRITTER TEIL

Studienplatzvergabe in Studiengängen,
die einen Hochschulabschluss

voraussetzen

§ 34

Ergänzende Bestimmungen zur Auswahl in
Studiengängen, die einen Hochschulab-

schluss voraussetzen

(1) Für den Zulassungsantrag und die
Beteiligung am Vergabeverfahren gelten
§ 20 Abs. 2 bis 8 und § 21 Abs. 1, 2 und 4
entsprechend. Die Hochschule kann abwei-
chend von § 20 Abs. 2 früher endende Fris-
ten für den Zulassungsantrag festlegen.

(2) Liegt im Rahmen von konsekutiven
Studiengängen das Zeugnis über die jeweilige
Zugangsberechtigung (Bachelorabschluss) für
den gewählten Masterstudiengang bis zum
Ende der Bewerbungsfristen nach Abs. 1
noch nicht vor, kann der Zulassungsantrag
abweichend von § 20 Abs. 5 Satz 1 auf eine
besondere Bescheinigung gestützt werden.
Die besondere Bescheinigung muss auf er-
brachten Prüfungsleistungen im Umfang von
mindestens 80 Prozent der für den Bachelor-
abschluss erforderlichen Leistungspunkte
(Credit Points) nach dem European Credit
Transfer and Accumulation System (ECTS)
beruhen, eine Durchschnittsnote, die auf-
grund dieser Prüfungsleistungen entspre-

chend den Bestimmungen der jeweiligen Prü-
fungsordnung ermittelt wird, enthalten und
von einer für die Notengebung oder Zeugni-
serteilung zuständigen Stelle ausgestellt sein.
In den Fällen nach Satz 1 werden Bewerbe-
rinnen und Bewerber bis zum Nachweis der
jeweiligen Zugangsberechtigung (Bachelorab-
schluss) auf Grundlage der in der besonderen
Bescheinigung ausgewiesenen Durchschnitts-
note am Verfahren beteiligt. Eine Zulassung
auf Grundlage einer besonderen Bescheini-
gung nach Satz 1 ist unter dem Vorbehalt
auszusprechen, dass die Zugangsberechti-
gung (Bachelorabschluss) innerhalb einer von
der Hochschule festgesetzten Frist in dem
Semester nachgewiesen wird, für das das
Vergabeverfahren durchgeführt worden ist.
Wird der Nachweis nicht fristgerecht erbracht,
erlischt die Zulassung und die Einschreibung
ist zurückzunehmen.

(3) Für den Umfang der Quote für Fälle
außergewöhnlicher Härte gelten § 22 Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 und Satz 4 sowie § 22 Abs. 2
und für die Auswahl innerhalb dieser Quote
§ 24 entsprechend. Für den Umfang der
Quote zur Auswahl nach Ortsbindung im öf-
fentlichen Interesse gelten § 22 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 5 und Satz 4 sowie § 22 Abs. 2
und für die Auswahl innerhalb dieser Quote
Abs. 6 entsprechend. Nicht in Anspruch ge-
nommene Studienplätze in den Quoten nach 
Satz 1 und 2 werden in der Quote nach § 6
Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 5 Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 des Hessischen Hochschulzu-
lassungsgesetzes vergeben.

(4) Für den Ablauf des Vergabeverfah-
rens gilt § 23 entsprechend mit folgenden
Maßgaben:

1. Wer nach § 6 Abs. 1 des Hessischen
Hochschulzulassungsgesetzes in meh-
reren Quoten zu berücksichtigen ist,
wird auf allen entsprechenden Ranglis-
ten geführt; bei der Auswahl werden die
Ranglisten zunächst in folgender Rei-
henfolge berücksichtigt:

a) Auswahl entsprechend § 5 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 des Hessischen Hoch-
schulzulassungsgesetzes (Auswahl
nach Wartezeit),

b) Auswahl entsprechend § 5 Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 des Hessischen Hoch-
schulzulassungsgesetzes (Auswahl-
verfahren der Hochschulen),

c) Auswahl nach § 22 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 (außergewöhnliche Härte),

d) Auswahl entsprechend § 22 Abs. 1
Satz 1 Nr. 5 (Ortsbindung im öffentli-
chen Interesse),

2. in hochschuleigenen  Nachrückverfah-
ren nach § 23 Abs. 3 Satz 3 werden die
Ranglisten in der Reihenfolge nach 
Nr. 1 berücksichtigt.

(5) Bei der Auswahl nach Wartezeit gilt 
§ 27 entsprechend mit der Maßgabe, dass
nur volle Halbjahre vom Zeitpunkt des Be-
stehens der Abschlussprüfung, die Voraus-
setzung für den Zugang zum Studiengang
nach § 6 Abs. 1 Satz 1 des Hessischen
Hochschulzulassungsgesetzes ist, bis zum
Beginn des Semesters, für das die Zulas-
sung beantragt wird, zählen.
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(6) Die Auswahl nach dem Ergebnis des
Hochschulabschlusses, der Voraussetzung
für den Zugang zum Studiengang nach § 6
Abs. 1 Satz 1 des Hessischen Hochschulzu-
lassungsgesetzes ist, bestimmt sich nach
der im Abschlusszeugnis ausgewiesenen
Durchschnittsnote. Die Durchschnittsnote
muss auf eine Stelle nach dem Komma be-
stimmt und auf dem Abschlusszeugnis oder
einer besonderen Bescheinigung der Hoch-
schule ausgewiesen sein. § 26 Abs. 3 gilt
entsprechend.

(7) Besteht in der Quote für Fälle außer-
gewöhnlicher Härte und in der Quote zur
Auswahl nach Ortsbindung im öffentlichen
Interesse Ranggleichheit, gilt § 4 Abs. 8 des
Hessischen Hochschulzulassungsgesetzes
entsprechend. Zur Bestimmung der Rangfol-
ge aufgrund eines Dienstes bei Ranggleich-
heit findet § 30 Abs. 1 Anwendung. Zur Be-
stimmung der Rangfolge nach Los bei
Ranggleichheit kann die Hochschule ein Los
oder mehrere Lose verwenden. Zur Bestim-
mung der Rangfolge nach Wartezeit bei
Ranggleichheit findet Abs. 5 Anwendung.

(8) Für die Studienplatzvergabe in höhe-
ren Fachsemestern gilt § 33 entsprechend.

VIERTER TEIL

Anmeldeverfahren in zulassungsfreien
Studiengängen im DoSV

§ 35

Anmeldeverfahren

Führt die Hochschule in zulassungsfreien
Studiengängen ein Anmeldeverfahren durch,
gelten die §§ 4, 5, 19 Satz 1 und 3, § 20
Abs. 1 bis 3 und 8 sowie § 23 Abs. 2 Satz 6
entsprechend. Von der Teilnahme am An-
meldeverfahren ist ausgeschlossen, wer die
Bewerbungsfrist nach § 20 Abs. 2 versäumt
oder seinen Antrag nicht formgerecht mit
den erforderlichen Unterlagen nach § 20
Abs. 3 gestellt hat. Davon unberührt bleibt
eine Einschreibung nach Maßgabe der Vor-
gaben der Hochschule.

FÜNFTER Teil

Sonstige Verfahrensbestimmungen

§ 36

Auswahlkommissionen, Satzungen

(1) Für jeden Studiengang, in dem die
Auswahlentscheidung der Hochschule unter
Berücksichtigung des Auswahlkriteriums
nach § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 des Hessischen
Hochschulzulassungsgesetzes erfolgt, wird
zur Vorbereitung der Auswahlentscheidung
mindestens eine Auswahlkommission einge-
setzt, die aus mindestens zwei Mitgliedern
besteht, die der Gruppe der Professorinnen
und Professoren angehören.

(2) Die Einzelheiten des Auswahlverfah-
rens, insbesondere die Entscheidung über
die Auswahlkriterien, regelt die Hochschule
durch Satzung. Die Satzung muss für das

Vergabeverfahren zu einem Wintersemester
spätestens bis zum 15. Mai des Jahres, für
ein Vergabeverfahren zu einem Sommerse-
mester spätestens bis zum 15. November
des Vorjahres öffentlich bekannt gemacht
und in Kraft getreten sein.

§ 37

Abschluss des Vergabeverfahrens,
Losverfahren

(1) Das örtliche Vergabeverfahren ist ab-
geschlossen, wenn

1. die Ranglisten erschöpft sind,

2. alle verfügbaren Studienplätze durch
Einschreibungen besetzt sind oder

3. die Hochschule das Vergabeverfahren
im Hinblick auf die Anzahl der noch ver-
fügbaren Studienplätze oder den Beginn
der Vorlesungszeiten für abgeschlossen
erklärt hat.

Das Zentrale Vergabeverfahren ist abge-
schlossen, wenn das Verfahren nach § 5
Abs. 6 Satz 1 bis 4 beendet ist.

(2) Sind nach Abschluss des Vergabever-
fahrens in einem Studiengang noch Studien-
plätze verfügbar oder werden Studienplätze
wieder verfügbar, werden diese von der
Hochschule durch das Los an Bewerberin-
nen und Bewerber vergeben, die bei der
Hochschule die Teilnahme am Losverfahren
beantragt haben. Die Hochschule bestimmt
Form und Frist der Antragstellung und gibt
sie in geeigneter Weise bekannt. Soweit die
Hochschule die Stiftung mit der Durchfüh-
rung des Losverfahrens beauftragt hat, gilt 
§ 5 Abs. 6 Satz 5 bis 9. Die Hochschule soll
die Vergabe der Studienplätze durch Los für
beendet erklären, wenn weitere Zulassun-
gen wegen der fortgeschrittenen Vorle-
sungszeit nicht mehr sinnvoll erscheinen.

(3) Im Losverfahren nach Abs. 2 zugelas-
sene Bewerberinnen und Bewerber erhalten
unverzüglich einen Zulassungsbescheid.
Bewerberinnen und Bewerber, die nicht aus-
gelost worden sind, erhalten keinen Ableh-
nungsbescheid.

§ 38

Bescheide

(1) Im Zentralen Vergabeverfahren teilt
die zuständige Stelle im Zulassungsbe-
scheid der oder dem Zugelassenen die Ein-
schreibefrist von 6 Werktagen mit; ein
Samstag gilt nicht als Werktag im Sinne von
Halbsatz 1. Im Örtlichen Vergabeverfahren
bestimmt die Hochschule im Zulassungsbe-
scheid den Termin zur Einschreibung. Ist die
Einschreibung bis zu dem im Zulassungsbe-
scheid genannten Termin nicht folgt  oder
lehnt die Hochschule eine Einschreibung ab,
weil sonstige Einschreibevoraussetzungen
nach § 57 des Hessischen Hochschulgeset-
zes nicht vorliegen, wird der Zulassungsbe-
scheid unwirksam; auf diese Rechtsfolge ist
im Bescheid hinzuweisen.

(2) Wer am Vergabeverfahren beteiligt
wurde, aber nicht zugelassen worden ist, er-
hält, sofern in dieser Verordnung nichts an-
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deres geregelt ist, einen Ablehnungsbe-
scheid von der zuständigen Stelle.

(3) Wer nach § 7 am Vergabeverfahren
nicht zu beteiligen ist, erhält von der Stiftung
einen Ausschlussbescheid. Wer nach § 21
am Vergabeverfahren nicht zu beteiligen ist,
erhält von der Hochschule einen Aus-
schlussbescheid.

(4) Nach Maßgabe des § 5 Abs. 7 erlässt
die zuständige Stelle einen Rückstellungs-
bescheid. Art. 11 Abs. 6 des Staatsvertrags
gilt für Rückstellungsbescheide entspre-
chend.

(5) Die Stiftung und die Hochschulen sind
jeweils berechtigt, Bescheide nach den 
Abs. 1 bis 4 vollständig durch automatische
Einrichtungen zu erlassen.

(6) Von der Stiftung erstellte Bescheide
werden in das DoSV-Benutzerkonto elektro-
nisch übermittelt (Bereitstellung zum Abruf);
darauf sind die Bewerberinnen und Bewer-
ber bei der Registrierung nach § 4 hinzuwei-
sen. Die Bewerberinnen und Bewerber er-
halten über die Bereitstellung zum Abruf des
Bescheids eine Benachrichtigung durch E-
Mail der Stiftung. Ein im DoSV-Benutzerkon-
to zum Abruf bereitgestellter Bescheid gilt
am dritten Tag nach Absendung der E-Mail
über die Bereitstellung des Bescheids als
bekannt gegeben. Im Zweifel hat die zustän-
dige Stelle den Zugang der Benachrichti-
gung nachzuweisen.

(7) Die Hochschule kann festlegen, dass
von ihr erstellte Bescheide in das Benutzer-
konto der Bewerberin oder des Bewerbers
an der Hochschule (Hochschul-Benut -
zerkonto) elektronisch übermittelt werden
(Bereitstellung zum Abruf). Darauf sind die
Bewerberinnen und Bewerber bei der Be-
werbung hinzuweisen. Abs. 6 Satz 2 bis 4
gilt entsprechend.

(8) Soweit die Hochschule für die Verga-
be der Studienplätze nach § 3 Abs. 1 Satz 2
zuständig ist, und am DoSV teilnimmt, kann
sie die Stiftung damit beauftragen, Zulas-
sungs-, Rückstellungs- sowie Ablehnungs-
bescheide zu erstellen und im Namen und
Auftrag der Hochschule zu versenden; im
Falle einer Bereitstellung zum Abruf nach
Abs. 6 findet Abs. 6 Satz 2 bis 4 Anwen-
dung. Gleiches gilt für Ausschlussbescheide,
soweit die Hochschule zuständig ist.

§ 39

Bewerbungsfristen für Anträge auf
Zulassung außerhalb festgesetzter 

Zulassungszahlen

Soweit ein Anspruch auf Zulassung au-
ßerhalb des Zulassungsverfahrens und der
festgesetzten Zulassungszahlen geltend ge-
macht wird, muss ein Aufnahmeantrag bei
der Hochschule

1. für ein Wintersemester bis zum 1. Sep-
tember,

2. für ein Sommersemester bis zum 
1. März

eingegangen sein (Ausschlussfristen). § 20
Abs. 8 findet Anwendung. Ein Antrag nach
Satz 1 ist nur zulässig, wenn zuvor ein frist-
und formgerechter Zulassungsantrag nach 

§ 6 für Studiengänge des Zentralen Verga-
beverfahrens oder nach § 20 für örtlich zu-
lassungsbeschränkte Studiengänge gestellt
wurde.

SECHSTER Teil

Schlussbestimmungen

§ 40

Übergangsvorschriften für das 
Zentrale Vergabeverfahren

(1) Die Wartezeit nach Art. 18 Abs. 1 des
Staatsvertrags wird durch die Zahl der seit
dem Erwerb der Hochschulzugangsberechti-
gung verstrichenen Halbjahre bestimmt;
Art. 18 Abs. 1 Satz 2 des Staatsvertrags
bleibt unberührt. Es zählen nur volle Halb-
jahre vom Zeitpunkt des Erwerbs der Hoch-
schulzugangsberechtigung bis zum Beginn
des Semesters, für das die Zulassung bean-
tragt wird. Halbjahre sind die Zeit vom 
1. April bis zum 30. September eines Jahres
(Sommersemester) und die Zeit vom 1. Ok-
tober eines Jahres bis zum 31. März des fol-
genden Jahres (Wintersemester). Wird der
Zeitpunkt des Erwerbs der Hochschulzu-
gangsberechtigung nicht nachgewiesen,
wird die Zahl der Halbjahre seit dem Erwerb
der Hochschulzugangsberechtigung nicht
berücksichtigt. Der Nachteilsausgleich nach
Art. 18 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 des Staatsver-
trags wird nur auf Antrag gewährt; § 6 findet
Anwendung.

(2) Bis einschließlich des Vergabeverfah-
rens zum Wintersemester 2021/2022 gelten
folgende Maßgaben:

1. In den Quoten nach Art. 10 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 des Staatsvertrags in Verbin-
dung mit § 10 Abs. 2 des Hessischen
Hochschulzulassungsgesetzes und Art.
10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 des Staatsvertrags
in Verbindung mit § 10 Abs. 3 des Hessi-
schen Hochschulzulassungsgesetzes
werden nur Kriterien berücksichtigt, de-
ren Ergebnisse für das Sommersemester
bis zum 15. Januar und für das Winterse-
mester bis zum 15. Juli feststehen,

2. in den Quoten nach Art. 10 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 des Staatsvertrags in Ver-
bindung mit § 10 Abs. 2 des Hessi-
schen Hochschulzulassungsgesetzes
und Art. 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 des
Staatsvertrags in Verbindung mit § 10
Abs. 3 des Hessischen Hochschulzulas-
sungsgesetzes wird für jede Bewerberin
oder jeden Bewerber eine Gesamt-
punktzahl gebildet, die sich aus der
Summe der in den Auswahlkriterien er-
reichten Punkten errechnet; es sind ins-
gesamt maximal 100 Punkte zu errei-
chen, die nach der Anlage 5 berechnet
werden,

3. im Falle der Anwendung von Kriterien
nach § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 des Hessi-
schen Hochschulzulassungsgesetzes
sind die in der Anlage 6 genannten in
der Regel dreijährigen fachnahen aner-
kannten abgeschlossenen Berufsausbil-
dungen und sich an die Berufsausbil-
dung anschließenden Berufstätigkeiten
von mindestens einem Jahr Dauer zu
berücksichtigen; je Studiengang und
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Vergabeverfahren können jeweils nur ei-
ne Berufsausbildung und jeweils nur eine
Berufstätigkeit berücksichtigt werden, je-
weils einzeln oder in Kombination,

4. im Falle der Anwendung von Kriterien
nach § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 6 des Hessi-
schen Hochschulzulassungsgesetzes
sind die in der Anlage 7 genannten
fachnahen praktischen Tätigkeiten und
außerschulischen Leistungen und Qua-
lifikationen zu berücksichtigen; je Studi-
engang und Vergabeverfahren können
jeweils nur eine praktische Tätigkeit und
jeweils nur eine außerschulische Leis-
tung und Qualifikation berücksichtigt
werden, jeweils einzeln oder in Kombi-
nation,

5. bei der Auswahl nach Art. 10 Abs. 1
Satz 1 Nr. 3 des Staatsvertrags in Ver-
bindung mit § 10 Abs. 3 des Hessischen
Hochschulzulassungsgesetzes findet
das Kriterium nach § 5 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 2 des Hessischen Hochschulzulas-
sungsgesetzes keine Anwendung.

(3) Unbeschadet des Abs. 2 gelten für
den Studiengang Pharmazie folgende Maß-
gaben:

1. § 10 Abs. 3 Nr. 1 Halbsatz 2 des Hessi-
schen Hochschulzulassungsgesetzes
findet keine Anwendung,

2. in der Quote nach Art. 10 Abs. 1 Satz 1
Nr. 2 des Staatsvertrags in Verbindung
mit § 10 Abs. 2 des Hessischen Hoch-
schulzulassungsgesetzes finden die Re-
gelungen nach § 10 Abs. 3 Nr. 1 Halb-
satz 1 und Nr. 3 des Hessischen Hoch-
schulzulassungsgesetzes Anwendung. 

(4) § 6 Abs. 3 Satz 2 findet bis ein-
schließlich des Vergabeverfahrens zum Win-
tersemester 2021/2022 keine Anwendung.
Abweichend von § 6 Abs. 5 Satz 1 sind die
benötigten Unterlagen der Stiftung für Hoch-
schulzulassung innerhalb der Fristen nach
§ 6 Abs. 1 vorzulegen. § 6 Abs. 5 Satz 2 und
3 findet keine Anwendung.

§ 41

Sonstige Übergangsvorschriften

(1) Für das Vergabeverfahren zum Win-
tersemester 2019/2020 sind die Vergabever-

ordnung Stiftung für Hochschulzulassung
vom 20. Mai 2008 (GVBl. I S. 706), zuletzt
geändert durch Verordnung vom 10. Juni
2018 (GVBl. S. 287), und die Studienplatz-
vergabeverordnung Hessen vom 7. Mai
2013 (GVBl. S. 172), zuletzt geändert durch
Verordnung vom 7. Dezember 2018 (GVBl.
S. 9), weiter anzuwenden.

(2) Für das Sommersemester 2020 er-
folgt die Abarbeitung der Ranglisten abwei-
chend von § 23 Abs. 2 Satz 3 in folgender
Reihenfolge:

1. Auswahl nach § 22 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3
(Zweitstudium),

2. Auswahl nach § 22 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4
(beruflich Qualifizierte für Studiengänge,
die mit einer staatlichen Prüfung ab-
schließen),

3. Auswahl nach § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
des Hessischen Hochschulzulassungs-
gesetzes (Auswahl nach Wartezeit),

4. Auswahl nach § 22 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
(außergewöhnliche Härte),

5. Auswahl nach § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
des Hessischen Hochschulzulassungs-
gesetzes (Auswahlverfahren der Hoch-
schulen),

6. Auswahl nach § 22 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5
(Ortsbindung im öffentlichen Interesse).

(3) § 36 Abs. 2 Satz 2 findet bis ein-
schließlich des Vergabeverfahrens zum
Sommersemester 2020 keine Anwendung.

§ 42

Aufhebung bisherigen Rechts

Die Vergabeverordnung Stiftung für
Hochschulzulassung1) und die Studienplatz-
vergabeverordnung Hessen2) werden aufge-
hoben.

§ 43

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom
1. Dezember 2019 in Kraft.

Anlage 7

1) Hebt auf FFN 70-251
2) Hebt auf FFN 70-274
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(1) Die Messzahl ist die Summe der
Punktzahlen, die für das Ergebnis der Ab-
schlussprüfung des Erststudiums und für
den Grad der Bedeutung der Gründe für das
Zweitstudium vergeben werden.

(2) Für das Ergebnis der Abschlussprü-
fung des Erststudiums werden folgende
Punktzahlen vergeben:

1. Noten „ausgezeichnet“ 
und „sehr gut“ — 4 Punkte;

2. Noten „gut“ und 
„voll befriedigend“ — 3 Punkte;

3. Note „befriedigend“ — 2 Punkte;

4. Note „ausreichend“                — 1 Punkt.

Ist die Note der Abschlussprüfung des Erst-
studiums nicht nachgewiesen, wird das Er-
gebnis der Abschlussprüfung mit 1 Punkt
bewertet.

(3) Nach dem Grad der Bedeutung der
Gründe für das Zweitstudium werden folgen-
de Punktzahlen vergeben:

1. „zwingende berufliche 
Gründe” — 9 Punkte;

zwingende berufliche Gründe liegen vor,
wenn ein Beruf angestrebt wird, der nur
aufgrund zweier abgeschlossener Studi-
engänge ausgeübt werden kann;

2. „wissenschaftliche 
Gründe“ — 7 bis 11 Punkte;

wissenschaftliche Gründe liegen vor,
wenn im Hinblick auf eine spätere Tätig-
keit in Wissenschaft und Forschung auf
der Grundlage der bisherigen wissen-
schaftlichen und praktischen Tätigkeit ei-
ne weitere wissenschaftliche Qualifikati-
on in einem anderen Studiengang ange-
strebt wird;

3. „besondere berufliche 
Gründe“ — 7 Punkte;

besondere berufliche Gründe liegen vor,
wenn die berufliche Situation dadurch er-
heblich verbessert wird, dass der Ab-
schluss des Zweitstudiums das Erststudi-
um sinnvoll ergänzt; dies ist der Fall,
wenn die durch das Zweitstudium in Ver-
bindung mit dem Erststudium angestreb-
te Tätigkeit als Kombination zweier studi-
engangspezifischer Tätigkeitsfelder anzu-
sehen ist, die im Regelfall nicht bereits
von Absolventinnen und Absolventen ei-
ner der beiden Studiengänge wahrge-
nommen werden kann, und die oder der
Betroffene nachweisbar diese Tätigkeit
anstrebt;

4. „sonstige berufliche
Gründe”— 4 Punkte;

sonstige berufliche Gründe liegen vor,
wenn das Zweitstudium aufgrund der in-
dividuellen beruflichen Situation aus
sonstigen Gründen, insbesondere zum
Ausgleich eines unbilligen beruflichen
Nachteils oder um die Einsatzmöglichkei-
ten der mithilfe des Erststudiums ausge-
übten Tätigkeit zu erweitern, erforderlich
ist;

5. „keiner der 
vorgenannten Gründe“ — 1 Punkt.

Liegen wissenschaftliche Gründe vor, ist die
Punktzahl innerhalb des Rahmens von 7 bis
11 Punkten davon abhängig, welches Ge-
wicht die Gründe haben, welche Leistungen
bisher erbracht worden sind und in welchem
Maß die Gründe von allgemeinem Interesse
sind. Wird das Zweitstudium nach einer Fa-
milienphase zum Zwecke der Wiedereinglie-
derung oder des Neueinstiegs in das Berufs-
leben angestrebt, kann dieser Umstand un-
abhängig von der Bewertung des Vorhabens
und seiner Zuordnung zu einer der vorge-
nannten Fallgruppen durch Gewährung ei-
nes Zuschlags von bis zu 2 Punkten bei der
Messzahlbildung berücksichtigt werden.

Anlage 1
(zu § 12 Abs. 2 Satz 2 und § 25 Abs. 2 Satz 2)

Ermittlung der Messzahl bei der Auswahl für ein Zweitstudium

(1) Bei Hochschulzugangsberechtigun-
gen auf der Grundlage der

1. Vereinbarung zur Gestaltung der gymna-
sialen Oberstufe und der Abiturprüfung
nach dem Beschluss der Kultusminister-
konferenz vom 7. Juli 1972 in der jeweils
geltenden Fassung (Beschluss-Sammlung
der Kultusministerkonferenz Nr. 176), 

2. Vereinbarung über die Abiturprüfung für
Nichtschülerinnen und Nichtschüler ent-

sprechend der Gestaltung der gymnasia-
len Oberstufe in der Sekundarstufe II
nach dem Beschluss der Kultusminister-
konferenz vom 13. September 1974 in
der jeweils geltenden Fassung (Be-
schluss-Sammlung der Kultusminister-
konferenz Nr. 192.2),

3. Vereinbarung über die Durchführung der
Abiturprüfung für Schülerinnen und Schü-
ler an Waldorfschulen nach dem Be-
schluss der Kultusministerkonferenz vom

Anlage 2
(zu § 13 Abs. 1 Satz 2, § 15 Abs. 2 Satz 2 und § 26 Abs. 1)

Ermittlung der Durchschnittsnote
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21. Februar 1980 in der jeweils geltenden
Fassung (Beschluss-Sammlung der Kul-
tusministerkonferenz Nr. 485.2),

4. Vereinbarung zur Gestaltung der Abend-
gymnasien nach dem Beschluss der Kul-
tusministerkonferenz vom 21. Juni 1979
in der jeweils geltenden Fassung (Be-
schluss-Sammlung der Kultusminister-
konferenz Nr. 240.2),

5. Vereinbarung zur Gestaltung der Kollegs
nach dem Beschluss der Kultusminister-
konferenz vom 21. Juni 1979 in der je-
weils geltenden Fassung (Beschluss-
Sammlung der Kultusministerkonferenz
Nr. 248.1),

die eine auf eine Stelle nach dem Komma
bestimmte Durchschnittsnote enthalten, wird
diese zugrunde gelegt. Enthält die Hoch-
schulzugangsberechtigung keine Durch-
schnittsnote nach Satz 1, aber eine Punkt-
zahl der Gesamtqualifikation, wird nach der
Anlage 4 der Vereinbarung zur Gestaltung
der gymnasialen Oberstufe und der Abitur-
prüfung die Durchschnittsnote aus der
Punktzahl der Gesamtqualifikation errech-
net. Die Durchschnittsnote wird auf eine
Stelle nach dem Komma errechnet; es wird
nicht gerundet.

(2) Bei Hochschulzugangsberechtigun-
gen auf der Grundlage

1. der Vereinbarung über Abendgymnasien
nach dem Beschluss der Kultusminister-
konferenz vom 3. Oktober 1957 in der
Fassung vom 8. Oktober 1970 (Be-
schluss-Sammlung der Kultusminister-
konferenz Nr. 240),

2. des Beschlusses der Kultusministerkon-
ferenz vom 8. Juli 1965 (Beschluss-
Sammlung der Kultusministerkonferenz
Nr. 248) über die Institute zur Erlangung
der Hochschulreife (Kollegs)

wird die Durchschnittsnote aus dem arithme-
tischen Mittel der Noten der Hochschulzu-
gangsberechtigung mit Ausnahme der Noten
für die Fächer, die in der Hochschulzu-
gangsberechtigung oder einer besonderen
Bescheinigung als vorzeitig abgeschlossen
ausgewiesen sind, gebildet. Abs. 3 Satz 2
Nr. 1 bis 6 und 9 findet Anwendung. Ist die
Durchschnittsnote nicht von der Schule aus-
gewiesen, wird sie nach Satz 1 und 2 er-
rechnet.

(3) Bei Hochschulzugangsberechtigun-
gen auf der Grundlage der

1. Vereinbarung über die befristete gegen-
seitige Anerkennung von Zeugnissen der
fachgebundenen Hochschulreife, die an
zur Zeit bestehenden Schulen, Schulfor-
men beziehungsweise -typen erworben
worden sind nach dem Beschluss der
Kultusministerkonferenz vom 25. Novem-
ber 1976 (Beschluss-Sammlung der Kul-
tusministerkonferenz Nr. 226.2) und vom
16. Februar 1978 (Beschluss-Sammlung
der Kultusministerkonferenz Nr. 226.2.1),

2. Sondervereinbarung über die gegenseiti-
ge Anerkennung der Zeugnisse von be-
sonderen gymnasialen Schulformen, die
zu einer allgemeinen Hochschulreife füh-

ren nach dem Beschluss der Kultusminis-
terkonferenz vom 25. November 1976
(Beschluss-Sammlung der Kultusminis-
terkonferenz Nr. 226.1),

3. Rahmenvereinbarung über die Berufs-
oberschule nach dem Beschluss der Kul-
tusministerkonferenz vom 25. November
1976 in der jeweils geltenden Fassung
(Beschluss-Sammlung der Kultusminis-
terkonferenz Nr. 470)

finden die Abs. 1 und 2 entsprechende An-
wendung. Dabei wird eine Durchschnittsnote
aus dem arithmetischen Mittel wie folgt ge-
bildet:

1. Weist die Hochschulzugangsberechti-
gung eine Note für das Fach Gemein-
schaftskunde aus, werden die Noten für
die Fächer Geschichte, Erdkunde, Sozi-
alkunde und Philosophie sowie für sonsti-
ge Fächer, die in der Hochschulzugangs-
berechtigung als zu dem Fach Gemein-
schaftskunde gehörig ausgewiesen sind,
nicht gewertet;

2. weist die Hochschulzugangsberechtigung
keine Note für das Fach Gemeinschafts-
kunde aus, ist diese aus dem arithmeti-
schen Mittel der Noten für die Fächer Ge-
schichte, Erdkunde, Sozialkunde und
Philosophie oder für die Fächer, die in
der Hochschulzugangsberechtigung als
zu dem Fach Gemeinschaftskunde gehö-
rig ausgewiesen sind, zu bilden; dabei ist
bei der Bildung der Note für das Fach
Gemeinschaftskunde nach Halbsatz 1 ei-
ne im Zeugnis ausgewiesene Note für
das Fach Wirtschaftsgeographie oder
Geographie mit Wirtschaftsgeographie
einzubeziehen;

3. ist in der Hochschulzugangsberechtigung
eine Note für das Fach Geschichte mit
Gemeinschaftskunde ausgewiesen, gilt
diese Note als Note für das Fach Ge-
schichte und als Note für das Fach Sozi-
alkunde;

4. bei der Bildung der Note für das Fach
Gemeinschaftskunde wird gerundet;

5. ist in der Hochschulzugangsberechtigung
neben den Noten für die Fächer Biologie,
Chemie und Physik eine Gesamtnote für
den naturwissenschaftlichen Bereich
ausgewiesen, bleibt diese bei der Errech-
nung der Durchschnittsnote außer Be-
tracht;

6. Noten für die Fächer Religionslehre,
Ethik, Kunsterziehung, Musik und Sport
bleiben außer Betracht, es sei denn,
dass die Zulassung zu einem entspre-
chenden Studiengang beantragt wird;

7. Noten für die Fächer Kunsterziehung,
Musik und Sport werden gewertet, soweit
sie Kernpflichtfächer waren;

8. Noten für zusätzliche Unterrichtsveran-
staltungen und für Arbeitsgemeinschaften
bleiben unberücksichtigt;

9. die Durchschnittsnote wird auf eine Stelle
nach dem Komma errechnet; es wird
nicht gerundet.

(4) Bei Hochschulzugangsberechtigun-
gen, die auf dem Gebiet der Bundesrepublik
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Deutschland nach dem Stand bis zum 3. Ok-
tober 1990 an einer in eine Hochschule
übergeleiteten Bildungseinrichtung erworben
wurden, ist eine Durchschnittsnote von der
Hochschule in dem Zeugnis oder einer be-
sonderen Bescheinigung auszuweisen. Die
Durchschnittsnote wird auf eine Stelle nach
dem Komma errechnet; es wird nicht gerun-
det.

(5) Bei sonstigen Hochschulzugangsbe-
rechtigungen, die auf dem Gebiet der Bun-
desrepublik Deutschland nach dem Stand
bis zum 3. Oktober 1990 erworben wurden
und eine Durchschnittsnote enthalten, die
auf eine Stelle nach dem Komma bestimmt
ist, wird diese zugrunde gelegt.

(6) Bei sonstigen Hochschulzugangsbe-
rechtigungen, die auf dem Gebiet der Bun-
desrepublik Deutschland nach dem Stand
bis zum 3. Oktober 1990 erworben wurden
und nur Einzelnoten im Rahmen eines
sechsstufigen Notensystems enthalten, wird
eine Durchschnittsnote unter entsprechen-
der Anwendung des Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 bis 6
und 9 aus dem arithmetischen Mittel der No-
ten gebildet; Noten für gegebenenfalls im 
11. und 12. Schuljahr abgeschlossene Fä-
cher sowie Noten für zusätzliche Unterrichts-
veranstaltungen und für Arbeitsgemeinschaf-
ten bleiben unberücksichtigt.

(7) Bei sonstigen Hochschulzugangsbe-
rechtigungen, die auf dem Gebiet der Bun-
desrepublik Deutschland nach dem Stand
bis zum 3. Oktober 1990 erworben wurden
und weder eine Durchschnittsnote, die auf
eine Stelle nach dem Komma bestimmt ist,
noch Einzelnoten im Rahmen eines sechs-
stufigen Notensystems enthalten, ist eine
Durchschnittsnote durch eine besondere Be-
scheinigung nachzuweisen, die von der für
die Abnahme der entsprechenden Prüfung
zuständigen Stelle oder von der obersten
Landesbehörde auszustellen ist, unter deren
Aufsicht diese Prüfung durchgeführt worden
ist. Bei der Bestimmung der Durchschnitts-
note sind einzelne Prüfungsleistungen, die
der Hochschulzugangsberechtigung zugrun-
de liegen, zur Beurteilung heranzuziehen.
Die Durchschnittsnote wird auf eine Stelle
nach dem Komma bestimmt; es wird nicht
gerundet.

(8) Bei Hochschulzugangsberechtigun-
gen aus der ehemaligen Deutschen Demo-
kratischen Republik, die nach dem Be-
schluss der Kultusministerkonferenz vom 
10. Mai 1990 (Beschluss-Sammlung der Kul-
tusministerkonferenz Nr. 908) zur Aufnahme
eines Studiums in der Bundesrepublik
Deutschland berechtigen, wird die Durch-
schnittsnote nach dem Beschluss der Kul-
tusministerkonferenz vom 8. Juli 1987 in der
Fassung vom 8. Oktober 1990 (Beschluss-
Sammlung der Kultusministerkonferenz 
Nr. 289.1) errechnet. Bei Hochschulzu-
gangsberechtigungen aus den in Art. 3 des
Einigungsvertrages genannten Ländern, die
nach dem Beschluss der Kultusministerkon-
ferenz vom 21. Februar 1992 in der Fassung
vom 12. März 1993 (Beschluss-Sammlung
der Kultusministerkonferenz Nr. 234) und
vom 25. Februar 1994 (Beschluss-Samm-
lung der Kultusministerkonferenz Nr. 234.1)
zur Aufnahme eines Studiums in der Bun-

desrepublik Deutschland berechtigen, wird
die Durchschnittsnote nach dem Beschluss
der Kultusministerkonferenz vom 21. Febru-
ar 1992 in der Fassung vom 9. Juni 1993
(Beschluss-Sammlung der Kultusminister-
konferenz Nr. 235) errechnet. Die Durch-
schnittsnote wird jeweils von der für die Aus-
stellung des Zeugnisses zuständigen Stelle
auf eine Stelle nach dem Komma errechnet;
es wird nicht gerundet. Es wird die auf dem
Zeugnis oder in einer besonderen Beschei-
nigung ausgewiesene Durchschnittsnote zu-
grunde gelegt.

(9) Bei ausländischen Vorbildungsnach-
weisen wird die Gesamtnote, wenn keine
Bescheinigung der Zeugnisanerkennungs-
stelle eines Landes über die Festsetzung ei-
ner Gesamtnote vorliegt, auf der Grundlage
der „Vereinbarung über die Festsetzung der
Gesamtnote bei ausländischen Hochschul-
zugangszeugnissen“ vom 15. März 1991 in
der jeweils geltenden Fassung (Beschluss-
Sammlung der Kultusministerkonferenz
Nr. 289.5) berechnet.

(10) Bei Hochschulzugangsberechtigun-
gen, die bis einschließlich 1986 aufgrund ei-
ner Abschlussprüfung unter dem Vorsitz ei-
ner oder eines Prüfungsbeauftragten der
Kultusministerkonferenz an deutschen Schu-
len im Ausland (ausgenommen die Schulen
mit neugestalteter gymnasialer Oberstufe)
erworben wurden, ist die Durchschnittsnote
durch eine Bescheinigung der oder des Prü-
fungsbeauftragten nachzuweisen. Dasselbe
gilt weiterhin für die Zeugnisse der deut-
schen Reifeprüfungen, die am Lyzeum Alpi-
num in Zuoz und am Institut auf dem Rosen-
berg in St. Gallen erworben wurden. Die
Durchschnittsnote wird auf eine Stelle nach
dem Komma bestimmt; es wird nicht gerun-
det. Bei Hochschulzugangsberechtigungen,
die ab 1987 aufgrund einer Abschlussprü-
fung unter dem Vorsitz einer oder eines Prü-
fungsbeauftragten der Kultusministerkonfe-
renz an deutschen Schulen im Ausland er-
worben wurden, wird die auf dem Zeugnis
ausgewiesene, auf eine Stelle nach dem
Komma bestimmte Durchschnittsnote zu-
grunde gelegt. Bei Hochschulzugangsbe-
rechtigungen, die ab 1998 aufgrund einer
Abschlussprüfung unter der Leitung einer
oder eines Beauftragten der Kultusminister-
konferenz an Deutschen Schulen im Aus-
land erworben wurden, werden die auf dem
Zeugnis ausgewiesene, auf eine Stelle nach
dem Komma bestimmte Durchschnittsnote
sowie die ausgewiesene Punktzahl des Ge-
samtergebnisses zugrunde gelegt.

(11) Bei Hochschulzugangsberechtigun-
gen, die an den deutsch-französischen
Gymnasien ab dem Abiturtermin 1982 er-
worben wurden, wird der in den Zeugnissen
nach Art. 30 des Abkommens zwischen der
Regierung der Bundesrepublik Deutschland
und der Regierung der Französischen Repu-
blik vom 10. Februar 1972 (Beschluss-
Sammlung der Kultusministerkonferenz 
Nr. 90) ausgewiesene allgemeine Noten-
durchschnitt bei der Rangplatzbestimmung
zugrunde gelegt. Für die Umrechnung des
allgemeinen Notendurchschnitts wird der für
die Europäischen Schulen geltende Um-
rechnungsschlüssel nach dem Beschluss
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der Kultusministerkonferenz vom 8. Dezem-
ber 1975 in der jeweils geltenden Fassung
(Beschluss-Sammlung der Kultusminister-
konferenz Nr. 289.2) angewendet. Bei Ab-
solventinnen und Absolventen der deutsch-
französischen Gymnasien in Freiburg und
Saarbrücken werden für das Abitur 1982
und 1983 die bis 1981 geltenden Richtlinien
angewendet, sofern durch die Neuregelung
im Einzelfall eine Verschlechterung der
Durchschnittsnote eintritt. Die nach diesem
Verfahren umgerechnete allgemeine Durch-
schnittsnote wird zusätzlich zum allgemei-
nen Notendurchschnitt im Zeugnis über das
Bestehen des deutsch-französischen Abiturs
ausgewiesen und durch den Stempelzusatz
„Durchschnittsnote gemäß Staatsvertrag
über die Vergabe von Studienplätzen“ ge-
kennzeichnet. Bei Hochschulzugangsbe-
rechtigungen, die an den deutsch-französi-
schen Gymnasien ab dem Abiturtermin 2014
erworben wurden, wird der in den Zeugnis-
sen gemäß Art. 30 des Abkommens zwi-
schen der Regierung der Bundesrepublik
Deutschland und der Regierung der Franzö-
sischen Republik vom 10. Februar 1972
(Beschluss-Sammlung der Kultusminister-
konferenz Nr. 90) ausgewiesene allgemeine
Notendurchschnitt bei der Rangplatzbestim-
mung zugrunde gelegt. Für die Umrechnung
des allgemeinen Notendurchschnitts wird
das Berechnungsverfahren zur Ermittlung
der Punktzahl des Gesamtergebnisses (E)
und der Abiturdurchschnittsnote (N) für die
Deutsch-Französischen Gymnasien nach
dem Beschluss der Kultusministerkonferenz
vom 05.06.2014 (Beschlusssammlung der
Kultusministerkonferenz Nr. 290) angewen-
det. Die nach diesem Verfahren ermittelte
Punktzahl des Gesamtergebnisses wird als
Punktzahl der Gesamtqualifikation und Abi-
turdurchschnittsnote zusätzlich zum allge-
meinen Notendurchschnitt im Zeugnis über
das Bestehen des deutsch-französischen
Abiturs ausgewiesen.

(12) Bei Hochschulzugangsberechtigun-
gen, die in Bildungsgängen in der Französi-
schen Republik erworben wurden, die auf
den gleichzeitigen Erwerb des Baccalauréat
und der Allgemeinen Hochschulreife vorbe-
reiten (Abibac), wird die Durchschnittsnote
der Bescheinigung zugrunde gelegt, die von
der oder dem Prüfungsbeauftragten der
Ständigen Konferenz der Kultusminister der
Länder in der Bundesrepublik Deutschland
nach der Verwaltungsabsprache zwischen
dem Bevollmächtigten der Bundesrepublik
Deutschland für kulturelle Angelegenheiten
im Rahmen des Vertrags über die deutsch-
französische Zusammenarbeit und dem Mi-
nister für Erziehung, Hochschulwesen und
Forschung der Französischen Republik über
die Organisation des Bildungsgangs, die
Gestaltung der Lehrpläne und die Prüfungs-
ordnung zum gleichzeitigen Erwerb der
deutschen Allgemeinen Hochschulreife und
des französischen Baccalauréat vom 
11. Mai 2006 ausgewiesen wird.

(13) Bei Hochschulzugangsberechtigun-
gen, die an den Deutschen Abteilungen fran-
zösischer Internationaler Schulen (Lycées
Internationaux) erworben wurden, bei denen
das Baccalauréat mit dem deutschen Prü-
fungsteil option international abgelegt wur-

de, wird die Durchschnittsnote auf der
Grundlage der Vereinbarung über die Be-
rechnung der Durchschnittsnoten für die an
den Deutschen Abteilungen französischer
Schulen (Lycées internationaux) erworbenen
Hochschulzugangsberechtigungen deut-
scher Staatsbürger nach dem Beschluss der
Kultusministerkonferenz vom 13. April 1988
in der jeweils geltenden Fassung (Be-
schluss-Sammlung der Kultusministerkonfe-
renz Nr. 289.4) nachgewiesen. Die nach die-
sen Verfahren ermittelte Durchschnittsnote
wird durch eine Bescheinigung einer oder ei-
nes Prüfungsbeauftragten der Ständigen
Konferenz der Kultusminister der Länder in
der Bundesrepublik Deutschland nachgewie-
sen.

(14) Bei Hochschulzugangsberechtigun-
gen, die an den Europäischen Schulen er-
worben wurden, wird die Europäische Abi-
turdurchschnittsnote bei der Rangplatzbe-
stimmung zugrunde gelegt. Für die Umrech-
nung der Europäischen Durchschnittsnote
bis zum Abitur 2020 wird der Umrechnungs-
schlüssel zur Bewertung der an Europäi-
schen Schulen erworbenen Reifezeugnisse
bei der zentralen Vergabe von Studienplät-
zen nach dem Beschluss der Kultusminister-
konferenz vom 8. Dezember 1975 in der 
jeweils geltenden Fassung (Beschluss-
Sammlung der Kultusministerkonferenz 
Nr. 289.2) angewendet. Die Durchschnitts-
note wird auf eine Stelle nach dem Komma
ausgewiesen; die Umrechnung wird von der
deutschen Inspektorin oder dem deutschen
Inspektor für die Europäischen Schulen (Se-
kundarbereich) oder in seiner oder ihrer Ver-
tretung von dazu beauftragten Lehrkräften
an den Europäischen Schulen bescheinigt.
Für die Umrechnung der Europäischen Abi-
turdurchschnittsnote in eine deutsche Abitur-
durchschnittsnote ab dem Abitur 2021 wer-
den die Richtlinien zur Behandlung und Be-
wertung des Europäischen Abiturzeugnisses
und von an offiziellen Europäischen Schulen
und an akkreditierten Europäischen Schulen
erbrachten Einzelleistungen nach dem Be-
schluss der Kultusministerkonferenz vom 
14. Juni 2018 angewendet. Die Umrechnung
erfolgt in die deutsche Dezimalnote sowie
die erreichte Punktzahl nach der Vereinba-
rung zur Gestaltung der gymnasialen Ober-
stufe und der Abiturprüfung nach dem Be-
schluss der Kultusministerkonferenz vom 
7. Juli 1972 in der jeweils geltenden Fas-
sung (Beschluss-Sammlung der Kultusmi-
nisterkonferenz Nr. 176). Die Durchschnitts-
note wird nicht auf- oder abgerundet und auf
eine Dezimalstelle gebildet. Die Umrech-
nung wird von der deutschen Inspektorin
oder dem deutschen Inspektor für die Euro-
päischen Schulen (Sekundarbereich) oder in
ihrer oder seiner Vertretung von dazu beauf-
tragten Lehrkräften an den Europäischen
Schulen bescheinigt.

(15) Bei Hochschulzugangsberechtigun-
gen, die nach den Bestimmungen der/des
International Baccalaureate Organisation/
Office du Baccalauréat International erwor-
ben wurden, wird die Durchschnittsnote auf
der Grundlage der Vereinbarung über die
Anerkennung des International Baccalaurea-
te Diploma/Diplôme du Baccalauréat Inter-
national nach dem Beschluss der Kultusmi-
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nisterkonferenz vom 10. März 1986 in der
jeweils geltenden Fassung (Beschluss-
Sammlung der Kultusministerkonferenz 
Nr. 283) berechnet.

(16) Bei Hochschulzugangsberechtigun-
gen, die ausschließlich aufgrund einer be-
sonderen beruflichen Vorbildung erworben
worden sind, wird der Auswahl nach dem Er-
gebnis der Hochschulzugangsberechtigung

eine in dem die Zugangsberechtigung be-
gründenden Zeugnis ausgewiesene Ge-
samt- oder Durchschnittsnote zugrunde ge-
legt. Ist eine Gesamt- oder Durchschnittsno-
te im Zeugnis nicht ausgewiesen, so wird
diese von der Hochschule aus dem arithme-
tischen Mittel der Einzelnoten des Zeugnis-
ses ermittelt. Die Durchschnittsnote wird auf
eine Stelle nach dem Komma bestimmt; es
wird nicht gerundet.

(1) Bei deutschen Abiturzeugnissen, bei
denen die Durchschnittsnote auf der Grund-
lage einer maximal erreichbaren Punktzahl
von 900 errechnet worden ist, ist die auf
dem Zeugnis ausgewiesene Punktzahl maß-
geblich.

(2) Bei deutschen Abiturzeugnissen, bei
denen die Durchschnittsnote auf der Grund-
lage einer maximal erreichbaren Punktzahl
von 840 errechnet worden ist, wird die maß-
gebliche Punktzahl P900 nach der Formel:  

P900 = [ P840 ●
180  ]
168

errechnet; dabei ist P840 die auf dem Abitur-
zeugnis ausgewiesene Gesamtpunktzahl; es
wird auf eine ganze Zahl aufgerundet.

(3) Bei Hochschulzugangsberechtigun-
gen, auf denen keine nach den Beschlüssen
der Kultusministerkonferenz errechnete Ge-
samtpunktzahl ausgewiesen ist, gilt der Mit-
telwert der Punktspanne, die der jeweiligen
Durchschnittsnote nach den Beschlüssen
der Kultusministerkonferenz in den Fällen
des Abs. 1 zugeordnet ist, nach folgender
Formel als maßgebliche Punktzahl:

862 für N = 1,0

P = └180 ● (17 - N)┘ - 8 sonst
300

3  
für N = 4,0

Es wird auf eine ganze Zahl abgerundet.

Anlage 3
(zu § 13 Abs. 1 Satz 2, § 15 Abs. 2 Satz 2 und § 26 Abs. 2)

Ermittlung der Punktzahl der Hochschulzugangsberechtigung

{

Anlage 4 
(zu § 15 Abs. 2 Satz 1)

Ermittlung des Prozentrangs

Der Prozentrang einer Bewerberin B oder eines Bewerbers B wird nach der For-
mel

B = ( 1 - min - 1) • 100 Prozent
N

errechnet, wobei N die Anzahl aller Hochschulzugangsberechtigungen im Zentralen Vergabeverfah-
ren ist und min die kleinste Positionszahl der Hochschulzugangsberechtigungen eines Landes mit
identischer Punktzahl, bestimmt nach der nach § 13 Abs. 1 Satz 2 gebildeten Positionsliste, ist. Es
wird kaufmännisch auf eine Dezimalstelle gerundet.
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(1) Für die Quoten nach Art. 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und 3 des Staatsvertrags ergibt sich die je-
weilige Gesamtpunktzahl einer Bewerberin B oder eines Bewerbers B aus der Summe der Punkt-
zahlen für jedes Kriterium:

PunkteB =  HZBPunkteB +  TestPunkteB +  ... +  VorbildungsPunkteB .

Es sind maximal 100 Punkte zu erreichen. Die Gesamtpunktzahl PunkteB wird auf eine Dezimalstel-
le kaufmännisch gerundet.

(2) Die Punktzahl für das Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung wird wie folgt berechnet: 

HzbPunkteB =  max(0,min(Φ-1                 ProzentrangB ),HzbGewicht)).
HzBGewicht

Dabei gilt: HzbGewicht ist das Gewicht des Kriteriums „Hzb“, also die maximale Punktzahl, die in
der betreffenden Quote für das Kriterium „Hochschulzugangsberechtigung“ vorgesehen ist. Dann
wird eine „ideale“ Normalverteilung 

N (HzbGewicht  , HzbGewicht) 
2                      6

zugrunde gelegt, also eine Normalverteilung mit Mittelwert  µ =  HzbGewicht 
2 

und Standardabweichung б = HzbGewicht .
6 

Die Funktion ΦHzbGewicht ist die zu dieser Normalverteilung gehörige Verteilungsfunktion und Φ-1    

ihre Inverse.
HzbGewicht

(3) Die Punktzahl eines fachspezifischen Studieneignungstests wird wie folgt berechnet:

1. Die Punktzahl für das Ergebnis der fachspezifischen Studieneignungstests TMS und PHAST
wird mit Hilfe einer sog. z-Transformation für Normalverteilungen wie folgt berechnet:

xxxPunkteB =  0, für xxxStandardwertB < 70,
xxxPunkteB =  xxxGewicht, für xxxStandardwertB > 130

xxxGewicht  (xxxStandardwert   -  100)      xxxGewicht
xxxPunkteB =       2             

+                 
10      

B •             
6        

dabei gilt: xxxgewicht ist das Gewicht des jeweiligen Kriteriums „TMS“ oder „PHAST“, also die
maximale Punktzahl, die in der betreffenden Quote für das jeweilige Kriterium vorgesehen ist;
xxxStandardwertB ist das Ergebnis, das die Bewerberin oder der Bewerber B beim jeweiligen
Test erzielt hat. 

2. die Punktzahl für das Ergebnis der fachspezifischen Studieneignungstests HAM-NAT, HAM-MRT
und HAM-SJT wird wie folgt berechnet:

xxxPunkte = xxxWertB • xxxGewichtB            100

dabei gilt: xxxGewicht ist das Gewicht des jeweiligen Kriteriums „HAM-NAT“, „HAM-MRT“ oder
„HAM-SJT“, also die maximale Punktzahl, die in der betreffenden Quote für das jeweilige Kriteri-
um vorgesehen ist; xxxWertB ist das Ergebnis, das die Bewerberin oder der Bewerber B beim je-
weiligen Test erzielt hat; dieser Wert liegt zwischen 0 (schlechtester) und 100 (bester).

(4) Die Punktzahl für das Ergebnis eines Auswahlgesprächs wird wie folgt berechnet:

InterviewPunkte = InterviewWertB • InterviewGewicht .B                100

Dabei gilt: InterviewGewicht ist das Gewicht des Kriteriums „Interview“, also die maximale Punkt-
zahl, die in der betreffenden Quote für das Kriterium „Interview“ vorgesehen ist. InterviewWertB ist
das Ergebnis, das die Bewerberin oder der Bewerber B in dem Interview erzielt hat. Dieser Wert
liegt zwischen 0 (schlechtester) und 100 (bester).

(5) Für die Berechnung der Punktzahl für die Kriterien Berufsausbildungen, Berufstätigkeiten,
anerkannte praktische Tätigkeiten und außerschulische Leistungen und Qualifikationen nach den
Anlagen 6 und 7, soweit sie nachgewiesen werden, gilt jeweils 

KriteriumPunkteB =  KriteriumGewicht
(6) Die Berechnung der Punktzahl für die Wartezeit nach Art. 18 Abs. 1 des Staatsvertrags er-

folgt nach der Formel 

Punkte = g • WWartezeit 15          B  .

Anlage 5
(zu § 40 Abs. 2 Nr. 2)

Berechnung der Punktwerte
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Dabei gilt: 

1. Im ersten Jahr (Sommersemester 2020 und Wintersemester 2020/2021) gilt Gewicht g = 45,

2. im zweiten Jahr (Sommersemester 2021 und Wintersemester 2021/2022) gilt Gewicht g = 30.

WB ist die Wartezeit der Bewerberin oder des Bewerbers B in Semestern, wobei Werte > 15 auf
den Wert w = 15 gedeckelt werden.

1. Berufsausbildungen und Berufstätigkeiten im Studiengang Medizin:

Altenpflegerin oder Altenpfleger

Anästhesietechnische Assistentin oder Anästhesietechnischer Assistent

Arzthelferin oder Arzthelfer

Biologielaborantin oder Biologielaborant

Chemielaborantin oder Chemielaborant

Diätassistentin oder Diätassistent

Ergotherapeutin oder Ergotherapeut

Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin oder Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger

Gesundheits- und Krankenpflegerin oder Gesundheits- und Krankenpfleger

Hebamme oder Entbindungspfleger

Kinderkrankenschwester oder Kinderkrankenpfleger

Krankenschwester oder Krankenpfleger

Logopädin oder Logopäde

Medizinische Fachangestellte oder Medizinischer Fachangestellter

Medizinisch-technische Assistentin – Funktionsdiagnostik oder Medizinisch-tech nischer Assis-
tent – Funktionsdiagnostik

Medizinisch-technische Assistentin (MTA) oder Medizinisch-technischer Assistent (MTA)

Medizinisch-technische Laboratoriumsassistentin oder Medizinisch-technischer Laboratoriums-
assistent

Medizinisch-technische Radiologieassistentin oder Medizinisch-technischer Radiologieassistent

Medizinlaborantin oder Medizinlaborant

Notfallsanitäterin oder Notfallsanitäter

Operationstechnische Angestellte oder Operationstechnischer Angestellter

Operationstechnischer Assistentin oder Operationstechnischer Assistent

Orthoptistin oder Orthoptist

Physiotherapeutin oder Physiotherapeut

Radiologisch-technische Assistentin (RTA) oder Radiologisch-technischer Assistent (RTA)

Rettungsassistentin oder Rettungsassistent

Veterinärmedizinisch-technische Assistentin oder Veterinärmedizinisch-technischer Assistent

2. Berufsausbildungen und Berufstätigkeiten im Studiengang Zahnmedizin:

Altenpflegerin oder Altenpfleger

Anästhesietechnische Assistentin oder Anästhesietechnischer Assistent

Anlage 6
(zu § 40 Abs. 2 Nr. 3)

Anerkannte Berufsausbildungen und -tätigkeiten
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Arzthelferin oder Arzthelfer

Biologielaborantin oder Biologielaborant

Chemielaborantin oder Chemielaborant

Diätassistentin oder Diätassistent

Ergotherapeutin oder Ergotherapeut

Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin oder Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger

Gesundheits- und Krankenpflegerin oder Gesundheits- und Krankenpfleger

Hebamme oder Entbindungspfleger

Kinderkrankenschwester oder Kinderkrankenpfleger

Krankenschwester oder Krankenpfleger

Logopädin oder Logopäde

Medizinische Fachangestellte oder Medizinischer Fachangestellter

Medizinisch-technische Assistentin – Funktionsdiagnostik oder Medizinisch-tech nischer Assis-
tent – Funktionsdiagnostik

Medizinisch-technische Assistentin (MTA) oder Medizinisch-technischer Assistent (MTA)

Medizinisch-technische Laboratoriumsassistentin oder Medizinisch-technischer Laboratoriums-
assistent

Medizinisch-technische Radiologieassistentin oder Medizinisch-technischer Radiologieassistent 

Medizinlaborantin oder Medizinlaborant

Notfallsanitäterin oder Notfallsanitäter

Operationstechnischer Angestellte oder Operationstechnischer Angestellter

Operationstechnischer Assistentin oder Operationstechnischer Assistent

Orthoptistin oder Orthoptist

Physiotherapeutin oder Physiotherapeut

Radiologisch-technische Assistentin (RTA) oder Radiologisch-technischer Assistent (RTA)

Rettungsassistentin oder Rettungsassistent

Stomatologische Schwester 

Veterinärmedizinisch-technische Assistentin oder Veterinärmedizinisch-technischer Assistent

Zahnarzthelferin oder Zahnarzthelfer

Zahnärztliche Helferin oder Zahnärztlicher Helfer

Zahnmedizinische Fachangestellte oder Zahnmedizinischer Fachangestellter

Zahntechnikerin oder Zahntechniker

3. Berufsausbildungen und Berufstätigkeiten im Studiengang Tiermedizin:

Anästhesietechnische Assistentin oder Anästhesietechnischer Assistent

Biologielaborantin oder Biologielaborant

Chemielaborantin oder Chemielaborant

Fischwirtin oder Fischwirt

Fleischerin oder Fleischer

Landwirtin oder Landwirt

Medizinisch-technische Assistentin – Funktionsdiagnostik oder Medizinisch-tech nischer Assis-
tent – Funktionsdiagnostik

Medizinisch-technische Assistentin (MTA) oder Medizinisch-technischer Assistent (MTA)

Medizinisch-technische Laboratoriumsassistentin oder Medizinisch-technischer Laboratoriums-
assistent

Medizinisch-technische Radiologieassistentin oder Medizinisch-technischer Radiologieassistent

Medizinlaborantin oder Medizinlaborant

Operationstechnischer Angestellte oder Operationstechnischer Angestellter

Operationstechnischer Assistentin oder Operationstechnischer Assistent

Pferdewirtin oder Pferdewirt

Tierarzthelferin oder Tierarzthelfer

Tiermedizinische Fachangestellte oder Tiermedizinischer Fachangestellter

Tierpflegerin oder Tierpfleger

Tierwirtin oder Tierwirt

Veterinärmedizinisch-technische Assistentin oder Veterinärmedizinisch-technischer Assistent
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4. Berufsausbildungen und Berufstätigkeiten im Studiengang Pharmazie:

Biologielaborantin oder Biologielaborant

Biologisch-technische Assistentin oder Biologisch-technischer Assistent

Biotechnologische Assistentin oder Biotechnologischer Assistent

Chemielaborantin oder Chemielaborant

Chemikantin oder Chemikant

Chemisch-technische Assistentin oder Chemisch-technischer Assistent

Medizinisch-technische Assistentin – Funktionsdiagnostik oder Medizinisch-tech nischer Assis-
tent – Funktionsdiagnostik

Medizinisch-technische Assistentin (MTA) oder Medizinisch-technischer Assistent (MTA)

Medizinisch-technische Laboratoriumsassistentin oder Medizinisch-technischer Laboratoriums-
assistent

Medizinisch-technische Radiologieassistentin oder Medizinisch-technischer Radiologieassistent

Medizinlaborantin oder Medizinlaborant

Pharmakantin oder Pharmakant

Pharmazeutisch-technische Assistentin oder Pharmazeutisch-technischer Assistent

Physikalisch-technische Assistentin oder Physikalisch-technischer Assistent

Physiklaborantin oder Physiklaborant

Technische Assistentin – Chemische und biologische Laboratorien oder Technischer Assistent –
Chemische und biologische Laboratorien

Anlage 7
(zu § 40 Abs. 2 Nr. 4)

Anerkannte praktische Tätigkeiten und außerschulische Leistungen und Qualifikationen

(1) Berücksichtigt werden nur Dienste jeweils im einschlägigen Bereich:

Dienst/ehrenamtliche Tätigkeit bei den Johannitern (mindestens 2 Jahre)

Dienst/ehrenamtliche Tätigkeit bei den Maltesern (mindestens 2 Jahre)

Dienst/ehrenamtliche Tätigkeit bei der Feuerwehr (mindestens 2 Jahre)

Dienst/ehrenamtliche Tätigkeit bei der Deutschen Lebens-Rettungs-Gesellschaft (DLRG) (mindes-
tens 2 Jahre)

Dienst/ehrenamtliche Tätigkeit beim Arbeiter-Samariter-Bund (ASB) (mindestens 2 Jahre)

Dienst/ehrenamtliche Tätigkeit beim Deutschen Roten Kreuz (DRK/DKMS) (mindestens 2 Jahre)

Dienst/ehrenamtliche Tätigkeit beim Technischen Hilfswerk (THW) (mindestens 2 Jahre)

Freiwilliges Soziales Jahr (ab mindestens 11 vollendeten Monaten) 

Freiwilliges Ökologisches Jahr (ab mindestens 11 vollendeten Monaten)

Internationaler Jugendfreiwilligendienst (ab mindestens 11 vollendeten Monaten)

Bundesfreiwilligendienst (ab mindestens 11 vollendeten Monaten)

Entwicklungspolitischer Freiwilligendienst weltwärts (ab mindestens 11 vollendeten Monaten)

Europäischer Freiwilligendienst (ab mindestens 11 vollendeten Monaten)

Anderer Dienst im Ausland (ADiA) (ab mindestens 11 vollendeten Monaten)

Zivildienst (ab mindestens 11 vollendeten Monaten)

Freiwilliger Wehrdienst (ab mindestens 11 vollendeten Monaten)

(2) Preise:

Preis im Auswahlwettbewerb zur Internationalen Biologie-Olympiade

Preis im Auswahlwettbewerb zur Internationalen Chemie-Olympiade
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Preis im Auswahlwettbewerb zur Internationalen Physik-Olympiade

Preis im Auswahlwettbewerb zur Internationalen Informatikolympiade

Preisträger im Auswahlwettbewerb zur Internationalen Mathematikolympiade

Jugend forscht – Biologie (1.-3. Preis Bundeswettbewerb)

Jugend forscht – Chemie (1.-3. Preis Bundeswettbewerb)

Jugend forscht – Mathematik/Informatik/Physik/Technik (1.-3. Preis Bundeswettbewerb

Anlage 8
(zu § 33 Abs. 5)

Zuordnung der Kreise und kreisfreien Städte zu den Studienorten

Einem Studienort des Landes zugeordnet sind der Kreis oder die kreisfreie Stadt des Studienorts
sowie die hieran angrenzenden Kreise oder kreisfreien Städte des Landes. Sofern sich in einem
Kreis oder in einer kreisfreien Stadt oder in den hieran angrenzenden Kreisen oder kreisfreien Städ-
ten kein Studienort des Landes befindet, ist dieser Kreis oder diese kreisfreie Stadt dem nächsten
Studienort des Landes zugeordnet. Dies gilt entsprechend, wenn Studiengänge nur an bestimmten
Studienorten des Landes angeboten werden. Kreise und kreisfreie Städte eines Landes sind auch
dem Studienort eines anderen Landes zugeordnet, wenn sie an den Kreis oder die kreisfreie Stadt
des Studienorts des anderen Landes angrenzen. In der nachfolgenden Übersicht ist für jeden Kreis
und jede kreisfreie Stadt die Entfernung zu den Studienorten des Landes als Länge der Luftlinie
zwischen Kreisstadt und Studienort in Kilometern (km), jeweils auf 10 km gerundet, angegeben. Ist
ein Studienort im Kreis oder in der kreisfreien Stadt oder in einem hieran angrenzenden Kreis oder
einer hieran angrenzenden kreisfreien Stadt gelegen, ist als Entfernung 0 angegeben.

Kreise  Studienorte  
  Darm- 

stadt 
Frank- 
furt 

Fried-
berg 

Fulda Geisen-
heim 

Gießen Kas-
sel 

Mar- 
burg 

Rüssels- 
heim 

Wies- 
baden 

Kreisfreie  
Städte    

Darmstadt 0 20 50 100 50 80 170 100 20 40 
Frankfurt 20 0 0 90 50 60 150 80 0 30 
Kassel 170 150 120 80 180 100 0 80 160 160 
Offenbach 20 0 30 80 60 60 140 80 30 40 
Wiesbaden 40 30 40 110 0 60 140 80 0 0 
    
Landkreise                      
Bergstraße 0 50 80 120 60 110 0 130 0 60 
Darmstadt- 
Dieburg 

0 20 50 100 50 80 170 100 0 40 

Fulda 100 90 70 0 140 70 90 70 110 110 
Gießen 80 60 0 70 80 0 100 0 70 60 
Groß- 
Gerau 20 0 50 110 40 80 170 100 0 40 
Hersfeld- 
Rotenburg 130 120 90 0 160 80 50 70 130 130 

Hochtau- 
nuskreis 40 0 0 80 0 40 140 70 30 30 
Kassel 170 150 120 80 180 100 0 80 160 160 
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Lahn-Dill- 
Kreis 70 50 0 80 70 0 100 0 60 50 
Limburg- 
Weilburg 70 50 50 110 0 50 140 70 50 30 
Main-Kin 
zig-Kreis 30 0 0 0 70 50 140 80 40 50 
Main-Tau 
nus-Kreis 30 0 40 100 0 60 150 80 0 0 
Marburg- 
Bieden- 
kopf 

100 80 50 70 110 0 80 0 90 80 

Odenwald- 
kreis 30 50 80 110 80 110 190 130 50 70 
Offenbach 0 0 30 80 60 60 140 80 0 40 
Rheingau- 
Taunus- 
Kreis 

50 40 50 120 0 70 190 90 30 0 

Schwalm- 
Eder- 
Kreis 

140 120 90 50 150 70 30 0 130 130 

Vogels- 
berg- 
kreis 

100 80 0 0 120 0 80 0 100 100 

Waldeck- 
Franken- 
berg 

150 130 100 100 150 80 40 0 140 130 

Werra- 
Meißner- 
Kreis 

170 160 130 70 200 120 40 100 180 170 

Wetterau- 
Kreis 50 0 0 70 70 0 120 50 40 40 
Angren-  
zende  
Kreise 

  

Bayern  
Land-  
kreise 

  

Bad Kis- 
ingen - - - 0 - - - - - - 
Rhön-Grab- 
feld - - - 0 - - - - - - 
Nieder-  
sachsen  
Landkreis 

  

Göttingen - - - - - - 0 - - - 
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Nordrhein-  
Westfalen  
Kreis 

  

Siegen- 
Wittgen- 
stein 

- - - - - - - 0 - - 

Rheinland-  
Pfalz  
Kreisfreie  
Städte  

  

Mainz - - - - 0 - - - 0 0 
Worms - - - - - - - - 0 - 
Rheinland-  
Pfalz  
Landkreise  

  

Alzey- 
Worms - - - - - - - - 0 - 
Mainz- 
Bingen - - - - 0 - - - 0 0 
Rhein- 
Lahn-Kreis - - - - 0 - - - - - 
Thüringen  
Landkreise    

Schmal- 
kalden- 
Meiningen 

- - - 0 - - - - - - 

Wartburg- 
kreis - - - 0 - - - - - - 
 

Wiesbaden, den 2. Dezember 2019

D i e  H e s s i s c h e  M i n i s t e r i n
f ü r  W i s s e n s c h a f t  u n d  K u n s t

D o r n - R a n c k e
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15. November schriftlich beim Verlag vorliegen. Fälle höherer Gewalt, Streik, Aussperrung und dergleichen entbinden den Verlag von der Verpflichtung auf Erfül-
lung von Aufträgen und Schadensersatzleistungen.
Bezugspreis: Der jährliche Bezugspreis beträgt 62 EUR einschl. MwSt. und Versand. Einzelausgaben kosten bis zu einem Umfang von 16 Seiten 
EUR 3,83. Bei stärkeren Ausgaben erhöht sich der Preis um 3,06 EUR je zusätzlich angefangener 16 Seiten. Die Preise verstehen sich inkl. MwSt. und 
zzgl. Porto und Verpackung.


